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Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
 

 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

 
 

Bekanntmachung 
 
zur 32. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am Donnerstag, 30.11.2023 um 19:00 Uhr 
im Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, Raum 222 - Magistratszimmer  
 
 
Tagesordnung 
 

TOP Betreff 
Vorlagen-Nr. 

Öffentliche Sitzung 
 

1. Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Fachbereichsleitung Bauamt“ aufgrund der Kündigung 
des Fachbereichsleiters zum 30.6.2024 
BV-224/2023 

 

2. Neufassung der Hauptsatzung 
BV-216/2023 

 

3. Einführung neue Entwässerungssatzung einschließlich angepasster Gebühren 
BV-171/2023 

 

4. Antrag SPD u. B90/GRüNE: Bürgerentscheid über die Errichtung von Windkraftanlagen in 
Oestrich-Winkel 
AT-229/2023 

 

5. Sachstand Kita Kunterbunt 
 

6. Verschiedenes 
 

 
 
 
Oestrich-Winkel, 22.11.2023 
 
 
 
Thomas Wieczorek 
Ausschussvorsitzender 
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Sitzungsprotokoll 
 
 

 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Gremium Haupt- und Finanzausschuss 

Sitzungsdatum 30.11.2023 

Uhrzeit 19:00 Uhr bis 19:30 Uhr 

Sitzungsort Raum 222 - Magistratszimmer im Bürgerzentrum, 
 
Anwesend 
 
Vorsitzender: 
Thomas Wieczorek (SPD) 
 
Mitglieder: 
Almut Hammer (CDU) 
Jutta Mehrlein (SPD) 
Dr. Dieter Möller (GRÜNE) 
Andreas Orth (CDU) 
Ingrid Reichbauer (GRÜNE) 
Marius Schäfer (FDP) 
Carsten Sinß (SPD) vertritt Herr Dominic Dillmann (SPD) 
 
Magistrat: 
Erster Stadtrat Björn Sommer  
 
 
Schriftführerin: 
Sandra Zentner  
 
 
Abwesend 
Dominic Dillmann  (SPD) 
Pavlos Stavridis  (CDU) 
 
 

 
 
Ausschussvorsitzender Thomas Wieczorek eröffnet die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses um 19:00 
Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und das Gremium beschlussfähig ist. 
 
Es liegt eine Tischvorlage vor (BV-232/2023), diese wird einstimmig als neuer TOP 1 auf die Tagesordnung 
genommen. Die übrigen TOPs verschieben sich entsprechend. 
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1. Freigabe der Ausschreibung einer Stelle im Fachbereich Bauen zur Wiederbesetzung 
BV-232/2023 

 
Kurze Erläuterung Erster Stadtrat Sommer 
 
Beschluss 
Die Stelle einer Mitarbeiterin im Fachbereich Bauen, EG 7, Teilzeit 25 Stunden, unbefristet, wird ab sofort 
zur Wiederbesetzung zum 01.01.2024 ausgeschrieben. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
2. Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Fachbereichsleitung Bauamt“ aufgrund der Kündigung 

des Fachbereichsleiters zum 30.6.2024 
BV-224/2023 

 
Erster Stadtrat Sommer erläutert die Beschlussvorlage. 
Weitere Wortbeiträge: SV Reichbauer, SV Dr. Möller, SV Sinß. 
 
Beschluss 
Der sofortigen Ausschreibung und Besetzung der im Laufe des Kalenderjahres 2024 freiwerdenden Stelle 
Fachbereichsleitung Bauamt (39 Wochenstunden/Vollzeit) aufgrund der Kündigung des Stelleninhabers 
wird zugestimmt. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
3. Neufassung der Hauptsatzung 

BV-216/2023 
 
Wortbeitrag Erster Stadtrat Sommer. SV Dr. Möller bittet um Korrektur des Tippfehlers in der Hauptsatzung 
§ 9 (4) Satz 1 des Wortes „Veröffentlichungsfrist“. 
 
Beschluss 
Die Neufassung der Hauptsatzung wird wie vorgelegt beschlossen. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
4. Einführung neue Entwässerungssatzung einschließlich angepasster Gebühren 

BV-171/2023 
 
Erläuterung der Vorlage durch Ersten Stadtrat Sommer 
 
Beschluss 
Die in der Anlage beigefügte Entwässerungssatzung (EWS) wird beschlossen. Die Satzung tritt zum 
01.01.2024 in Kraft und ersetzt die bisherige Entwässerungssatzung vom 01.07.2022.  
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
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5. Antrag SPD u. B90/GRüNE: Bürgerentscheid über die Errichtung von Windkraftanlagen in 
Oestrich-Winkel 
AT-229/2023 

 
SV Reichbauer erläutert Antrag.  
Wortbeiträge von SV Schäfer, SV Hammer, SV Sinß, SV Reichbauer, Vorsitzender Wieczorek und Erster 
Stadtrat Sommer 
 
Beschluss 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 8 b Abs.1 Satz 2 HGO die Durchführung eines 
Bürgerentscheids über die mögliche Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen im Gebiet der Stadt 
Oestrich-Winkel (Vertreterbegehren). 

2. Auffassung, Stellungnahme der Gemeindeorgane gemäß § 8 b Abs. 5 HGO:  
Die Frage, ob auf dem vom Teilplan Erneuerbare Energien ausgewiesenen Windvorrangflächen in Oestrich-
Winkel die Errichtung und der Betrieb von Windkraftanlagen angestrebt werden soll, wird politisch und 
gesellschaftlich seit vielen Jahren diskutiert. Die Stadtverordnetenversammlung ist der Auffassung, diese 
Frage mit dem Instrument des Bürgerentscheids zu beantworten.  

Der Bürgerentscheid entfaltet rechtliche Bindung, sofern das Quorum von 25% der Stimmberechtigten 
erreicht wurde. 
3. Der Fragestellung des Bürgerbegehrens lautet:   
Sind Sie dafür, dass Windkraftanlagen innerhalb der ausgewiesenen Vorrangflächen auf den 
gemeindeeigenen Flächen der Gemarkung der Stadt Oestrich-Winkel errichtet und betrieben werden?“  

4. Der Bürgerentscheid wird am Sonntag, den 9. Juni 2024 gemeinsam mit der Europawahl durchgeführt.  

5. Der Magistrat wird beauftragt, für die Organisation und die Durchführung des Bürgerentscheids zu 
sorgen.  

6. Die Punkte 1 – 4 sind durch den Magistrat öffentlich bekanntzugeben. 
 
Abstimmung 
Beschlossen bei 5 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen 
 
6. Sachstand Kita Kunterbunt 

 
Erster Stadtrat Sommer liegen nun die Stellungnahmen der Mitarbeiter, sowie des Elternbeirats der Kita 
Kunterbunt vor. Diese werden den Mandatsträgern mit dem Protokoll zur Verfügung gestellt. 
SV Sinß stellt die Frage insbesondere nach den Kosten, was für die städtische Trägerschaft bzw. 
dagegenspricht und bittet die Verwaltung um eine Gegenüberstellung der Betriebskosten / Investivkosten 
zum einen, wenn die Stadt Oestrich-Winkel der Träger ist und zum anderen, wenn sie nicht der Träger ist. 
 

 
7. Verschiedenes 

 
./. 
 

 
 
 
Oestrich-Winkel, 01.12.2023 
 
 
 

Ausschussvorsitzender 
Thomas Wieczorek 

 Schriftführerin 
Sandra Zentner 

 
 
 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-232/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Joerg Waldmann 
 
Verfahrensgang Termin 

Haupt- und Finanzausschuss 30.11.2023 
 
 
 
Freigabe der Ausschreibung einer Stelle im Fachbereich Bauen zur Wiederbesetzung 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Stelle einer Mitarbeiterin im Fachbereich Bauen, EG 7, Teilzeit 25 Stunden, unbefristet, wird ab sofort 
zur Wiederbesetzung zum 01.01.2024 ausgeschrieben. 
 
 

Sachverhalt  

Durch den Wechsel einer Mitarbeiterin des Fachbereichs Bauen zum 01.01.2024 in den Bereich der 
Eigenbetriebe muss die Stelle umgehend 1:1 neu ausgeschrieben werden, da die Tätigkeiten unerlässlich 
für die Funktion des Fachbereiches sind. Dem beigefügten Entwurf einer entsprechenden Annonce ist die 
Vielfältigkeit des Tätigkeitsfeldes zu entnehmen.  
 
 

 
Anlage(n) 

1. Ausschreibung_Nachfolge Stelle Bauamt 
 
 
Oestrich – Winkel, 21.11.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



Die Stadt Oestrich-Winkel 
 

sucht für die Bauverwaltung zum baldigen Eintritt  

 

eine/n Verwaltungsfachangestellte/n 
(oder eine/n vergleichbar qualifizierte/n Mitarbeiter/in) 

 

für eine unbefristete Teilzeit-Stelle 

mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 25 Stunden pro Woche 

(entspricht 64,1 %). 

 

Das Aufgabengebiet umfasst schwerpunktmäßig: 

 

- Zuarbeiten für Bauverwaltung und Stadtplanung 

- Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Baukommission 

- Führen der Baukartei, Bauregistratur, Baulasteintragungen und Gewerbeanmeldungen  

- Mitarbeit Kommunales Immobilienmanagement (Verwaltung der bebauten Liegenschaften, Anweisen 

der Rechnungen, Überwachung des Budgets und Beauftragen von Handwerkern) 

- Verantwortliche Schlüsselverwaltung aller städtischen Liegenschaften 

- Vermietung der städtischen Veranstaltungsräume 

- Zuarbeit bei Bescheiden (Feststellen Eigentumsverhältnisse, Adresslisten erstellen etc.) 

- Führen und Abrechnen der Handkasse für Kopien von Bauakten und -plänen 

- Sonstige anfallende Büro- und Schreibarbeiten sowie Ablagen 

- Vertretung einer Kollegin in Sachen Friedhofsverwaltung 

 

Wir erwarten: 

 

- eine abgeschlossene Ausbildung als Verwaltungsfachangestellte/r oder eine vergleichbare Qualifikation 

- PKW-Führerschein 

- gute PC-Kenntnisse (Word, Excel etc.) 

- Erfahrung in der öffentlichen Verwaltung ist von Vorteil, aber nicht Voraussetzung  

 

 

Die Vergütung erfolgt nach TVÖD EG 7. 

 

Bewerbungen von Frauen sind besonders erwünscht. Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation 

und Eignung bevorzugt. 

 

Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen richten Sie bitte bis zum  …….. an den  

 

Magistrat der Stadt Eltville 

- Personalamt – (für Eltville, Oestrich-Winkel und Schlangenbad) 

Gutenbergstraße 13 

65343 Eltville am Rhein  

 

Telefonische Auskünfte erteilt Herr Waldmann, Tel.: 06723-992-127  

Email: joerg.waldmann@oestrich-winkel.de 
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im Rheingau 
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Aktenzeichen 1.11 Kc 

Dezernat / Fachbereich Personalstelle  

Vorlagenerstellung Claudia Kuhlemann 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 20.11.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 30.11.2023 
 
 
 
Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Fachbereichsleitung Bauamt“ aufgrund der Kündigung des 
Fachbereichsleiters zum 30.6.2024 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Der sofortigen Ausschreibung und Besetzung der im Laufe des Kalenderjahres 2024 der freiwerdenden 
Stelle Fachbereichsleitung Bauamt (39 Wochenstunden/Vollzeit) aufgrund der Kündigung des 
Stelleninhabers wird zugestimmt. 
 
 

Sachverhalt  

Der derzeitige Stelleninhaber hat zum 30.6.24 gekündigt. Dadurch wird seine Stelle zum 1.7.24 frei und soll 
wiederbesetzt werden.   
 
Die öffentliche Ausschreibung dieser Stelle soll zeitnah erfolgen, um schnellstmöglich adäquaten Ersatz zu 
bekommen. Für eine spätere Besetzung der Stelle wird es eine weitere Magistratsvorlage geben.  
 
Die Ausschreibung wird über die Printmedien, sowie Mailverteiler, Homepage usw. erfolgen.   
 
 
 
Oestrich – Winkel, 14.11.2023 
 
 
Dezernatsleiter  
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im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-216/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Zentrales  

Vorlagenerstellung Nadja Riedel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 20.11.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 30.11.2023 

Stadtverordnetenversammlung 11.12.2023 
 
 
Neufassung der Hauptsatzung 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Neufassung der Hauptsatzung wird wie vorgelegt beschlossen. 
 
Sachverhalt  

§ 1 Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben an den Magistrat 
Abs. 3 Streichung bisherige Ziffer 10 
Im Rahmen der IKZ wird eine einheitliche Dienstanweisung aller IKZ-Kommunen für Stundung, 
Niederschlagung und Erlass auf den Weg gebracht, welche mit dem Rechnungsprüfungsamt entsprechend 
abgestimmt ist. 
Damit diese Dienstanweisung angewendet werden kann, sind die Regelungen zu Stundung, 
Niederschlagung, Erlass und Vergleich von Forderungen (bisher § 1, Abs. 3, Ziffer 10) in der Hauptsatzung 
ersatzlos zu streichen. 
Die IKZ-Kommunen Rüdesheim am Rhein, Lorch, Kiedrich, Geisenheim und Eltville haben statt der Regelung 
in der Hauptsatzung bereits die entsprechende Dienstanweisung in Anwendung. 
 
 
§ 9 Öffentliche Bekanntmachungen 
Abs. 4 
Die Verkündung des Gesetzes zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 06.07.2023 (BGBl 2023 I Nr. 176 vom 06.07.2023) macht eine Anpassung 
erforderlich, da das förmliche Beteiligungsverfahren zur Aufstellung von Bauleitplänen auf ein digitales 
Verfahren umgestellt wurde. 
Vor diesem Hintergrund wurde die Formulierung in § 9 Abs. 4 der Hauptsatzung an den nun geltenden 
Gesetzeswortlaut gem. HSGB-Mustersatzung angepasst. 
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Finanzielle Auswirkungen 

keine 
 
Anlage(n) 

1. Entwurf Neufassung Hauptsatzung Nov23 
 
 
Oestrich – Winkel, 08.11.2023 
 
 
Dezernatsleiter  
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Hauptsatzung 
der Stadt Oestrich-Winkel 
 
 
Rechtsgrundlagen 
§ 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I S. 
142), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBl S. 90, 93) 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel vom  
 
 
 
§ 1 Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben an den Magistrat 
(1) Die von den Bürgerinnen und Bürgern gewählte Stadtverordnetenversammlung ist das oberste Organ 

der Stadt. Sie trifft die wichtigen Entscheidungen und überwacht die gesamte Verwaltung. 
 
(2) Der Magistrat besorgt die laufende Verwaltung. Der Haushaltsplan ermächtigt ihn, Ausgaben zu leisten 

und Verpflichtungen einzugehen. Hiervon unberührt bleiben die Regelungen über die Zuständigkeiten 
der gemeindlichen Organe. 

 
(3) Die Stadtverordnetenversammlung überträgt dem Magistrat gemäß § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung 

über folgende Angelegenheiten: 
1. Verfahren zur vereinfachten Umlegung nach §§ 80 ff. Baugesetzbuch (BauGB) 
2. Abschnittsbildung und Zusammenfassung mehrerer Erschließungsanlagen nach § 130 Abs. 2 

BauGB 
3. Erwerb, Tausch, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken bzw. die Rückabwicklung von 

Grundstückskaufverträgen 
a) bei landwirtschaftlichen Grundstücken bis zu einem Betrag von 30 TEURO im Einzelfall, 
b) im Übrigen bis 100 TEURO im Einzelfall, 

4. Entscheidung über die Nicht-Ausübung eines bestehenden gesetzlichen Vorkaufsrechtes, 
5. Entscheidungen über den Abschluss sowie die Rückabwicklung von Erbbaurechtsverträgen bis zu 

einem Gesamterbbaurechtszins von 100 TEURO (Höhe des jährlichen Erbbauzinses x 
Gesamtlaufzeit des Vertrages) im Einzelfall, 

6. Veräußerung und Belastung von Erbbaurechten bis zu einem Betrag von 100 TEURO im Einzelfall, 
7. Vergabe von Planungsaufträgen an Architekten und Ingenieure, soweit die betreffenden 

Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel bereitstehen, ansonsten 
bis zu einem Betrag von 10 TEURO im Einzelfall, 

8. Entscheidungen über den Abschluss von Werkverträgen und über gemeindliche Baumaßnahmen, 
soweit die betreffenden Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel 
bereitstehen, ansonsten bis zu einem Betrag von 50 TEURO im Einzelfall, 

9. Entscheidungen über den Abschluss von sonstigen schuldrechtlichen Verträgen soweit die 
betreffenden Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel 
bereitstehen, ansonsten bis zu einer Gesamtvertragssumme von 50 TEURO (jährliche 
Vertragssumme x Vertragslaufzeit) im Einzelfall, 

10. Entscheidungen über Stundung, Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von 
Ansprüchen im Einzelfall. Der Bürgermeister wird ermächtigt, Entscheidungen über Stundung, 
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Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von Ansprüchen im Einzelfall bis zu 
einem Betrag von 5 TEURO zu treffen. 

10. Entscheidungen über die Annahme von Schenkungen, Spenden und die Durchführung von 
Sponsoringmaßnahmen bis zu einem Wert der Zuwendung von 50 TEURO im Einzelfall. 

 
(4) Überplanmäßige Ausgaben gemäß § 100 HGO gelten als unerheblich, wenn der Ansatz um nicht mehr 

als 15 v.H., maximal 5 TEURO je Konto, überschritten wird. 
 Außerplanmäßige Ausgaben im Sinne des § 100 HGO gelten als unerheblich, wenn ein Betrag von 5 

TEURO je neu zu bildendem Konto nicht überschritten wird. 
 
(5) Das Recht der Stadtverordnetenversammlung gemäß § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung über weitere 

Angelegenheiten durch Satzung oder Beschluss auf den Magistrat zu übertragen bleibt von den 
Bestimmungen in Absatz 3 unberührt. 

 
(6) Die Verwaltung wird ermächtigt, zur Steuerung und Optimierung der bestehenden Kredite Zinsverträge 

zur Zinssicherung und Kostensenkung (Finanzinstrumente) einzusetzen. Die eingesetzten 
Finanzinstrumente müssen stets in Zusammenhang mit den Grundgeschäften (Grundgeschäftsbezug) 
stehen. Dem Haupt- und Finanzausschuss ist hierüber jeweils zum Halbjahresschluss zu berichten. 

 
 
§ 2 Ausschüsse 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung bildet zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse folgende Ausschüsse: 
 1. Haupt- und Finanzausschuss (HFA) 
 2. Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur (JSSK) 
 3. Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen (UPB) 
 
(2) Die Ausschüsse haben 9 Mitglieder und setzen sich nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen 

(Benennungsverfahren gem. § 62 Abs. 2 HGO) zusammen. 
 
 
§ 3 Stadtverordnetenversammlung 
(1) Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung wird auf 31 festgelegt. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung wählt in der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer Mitte eine 

Stadtverordnetenvorsteherin oder einen Stadtverordnetenvorsteher und ihre oder seine 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf 
3 festgelegt. 

 
 
§ 4 Magistrat 
(1) Der Magistrat besteht aus der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder dem hauptamtlichen 

Bürgermeister und den Stadträtinnen und Stadträten. 
 
(2) Die Zahl der ehrenamtlichen Stadträtinnen und Stadträte beträgt 8. 
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§ 5 Ortsbeiräte 
(1) Für die Stadtteile Hallgarten, Oestrich, Mittelheim und Winkel wird ein Ortsbezirk nach Maßgabe der §§ 

81 und 82 HGO und des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils gültigen Fassung eingerichtet. 
 
(2) Die Ortsbezirke sind wie folgt abgegrenzt: 
 Der Ortsbezirk Hallgarten umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Hallgarten. 
 Der Ortsbezirk Oestrich umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Oestrich. 
 Der Ortsbezirk Mittelheim umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Mittelheim. 
 Der Ortsbezirk Winkel umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Winkel. 
 
(3) Die Ortsbeiräte bestehen jeweils aus 5 Mitgliedern. 
 
 
§ 6 Ausländerbeirat 
(1) Es wird ein Ausländerbeirat nur dann gebildet, wenn höherrangiges Recht dies der Stadt zwingend 

vorschreibt. 
 
(2) Die Zahl der Mitglieder des Ausländerbeirats beträgt in diesem Fall 5 Mitglieder. 
 
(3) Bei der Wahl zum Ausländerbeirat findet keine Briefwahl statt. 
 
 
§ 7 Kinder- und Jugendfreundlichkeit 
Die Stadt Oestrich-Winkel ist eine kinder- und jugendfreundliche Stadt. Sie wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse 
auf die Berücksichtigung von Kindern und Jugendlichen hin. Das Leitbild im Vorhaben „Kinderfreundliche 
Kommunen“ ist handlungsweisend. 
 
 
§ 8 Foto-, Film- und Tonaufnahmen 
In öffentlichen Sitzungen städtischer Gremien sind Foto-, Film- und Tonaufnahmen durch die Medien mit 
dem Ziel der Veröffentlichung oder Übertragung zulässig. Die Foto-, Film- und Tonaufnahmen sind der oder 
dem Vorsitzenden vor Beginn der Sitzung anzuzeigen, wobei die Medienvertreter auf Verlangen ihre 
Presseberechtigung nachzuweisen haben. 
 
 
§ 9 Öffentliche Bekanntmachungen 
(1) Satzungen, Verordnungen, öffentliche Bekanntmachungen nach dem Kommunalwahlgesetz und den 

aufgrund des Kommunalwahlgesetzes ergangenen Rechtsverordnungen sowie anderer Gegenstände, 
deren öffentliche Bekanntmachung erforderlich ist, werden im Sinne von § 5a BekanntmachungsVO 
durch Bereitstellung auf der Internetseite der Stadt Oestrich-Winkel unter www.oestrich-winkel.de 
unter Angabe des Bereitstellungstages öffentlich bekannt gemacht. Zudem hat die Stadt im 
Wiesbadener Kurier (Rheingau-Ausgabe) und im Rheingau-Echo im Sinne von § 1 Abs. 1 
BekanntmachungsVO auf die Bekanntmachung im Internet und die einschlägige Internetadresse 
nachrichtlich hinzuweisen. In der Hinweisbekanntmachung ist, sofern es sich um die Bekanntmachung 
einer Satzung oder Verordnung der Stadt handelt, auf das Recht aufmerksam zu machen, diese während 
der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung in Papierform einzusehen und sich gegen 
Kostenerstattung entsprechende Ausdrucke fertigen zu lassen. Sofern es sich um Bekanntmachungen 

http://www.oestrich-winkel.de/
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nach dem Kommunalwahlgesetz und den aufgrund des Kommunalwahlgesetzes ergangenen 
Rechtsverordnungen handelt, ist die Stelle bzw. sind die Stellen in der Stadtverwaltung zu benennen, an 
der oder denen die öffentliche Bekanntmachung zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden 
aushängt. 

 
Die Möglichkeit der öffentlichen Bekanntmachung auf der Internetseite gilt nicht im 
Bauleitplanverfahren. Hier erfolgt eine öffentliche Bekanntmachung mit Abdruck im Wiesbadener Kurier 
(Rheingau-Ausgabe) sowie nachrichtlich im Rheingau-Echo im Sinne von § 1 Abs. 1 
BekanntmachungsVO. 

 
 Satzungen sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu machen. Gesetzlich vorgeschriebene 

Genehmigungen sind zugleich mit der Satzung öffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung ist 
mit Ablauf des Bereitstellungstages im Internet vollendet. 

 
(2) Satzungen, Verordnungen und sonstige öffentliche Bekanntmachungen treten am Tage nach Vollendung 

der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst keinen anderen Zeitpunkt bestimmen. 
 
(3) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und Erläuterungen bekannt zu 

machen, so werden sie abweichend von Absatz 1 für die Dauer von 7 Arbeitstagen, wenn gesetzlich nicht 
ein anderer Zeitraum vorgeschrieben ist, während der Dienststunden der Stadtverwaltung in Oestrich-
Winkel, Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, zur Einsicht für jede Person ausgelegt. Gegenstand, Ort 
(Gebäude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung werden spätestens am Tage vor deren Beginn 
nach Absatz 1 öffentlich bekannt gemacht. Gleiches gilt, wenn eine Rechtsvorschrift öffentliche 
Auslegung vorschreibt und keine besonderen Bestimmungen enthält. Die öffentliche Bekanntmachung 
ist mit Ablauf des Tages vollendet, an dem der Auslegungszeitraum endet. 

 
(4)  Die Veröffentlichung der Entwürfe der Bauleitpläne (Bebauungspläne oder Flächennutzungspläne) nach 

§ 3 Abs. 2 BauGB ist unter Angabe der Internetseite oder Internetadresse und Dauer der 
Veröffentlichungsfrist sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, vor Beginn der Veröffentlichungsrist öffentlich bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung muss 
darüber hinaus den Gegenstand (genaue Bezeichnung des Entwurfs) benennen. Die Dauer der 
Veröffentlichung bestimmt sich nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB. In der Bekanntmachung ist darauf 
hinzuweisen,  
1.  dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden können, 
2.  dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg 

abgegeben werden können, 
3.  dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 

unberücksichtigt bleiben können und 
4.  welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB 

bestehen. 
 
Daneben sind nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 S. 5 BauGB der Inhalt dieser Bekanntmachung in das Internet 
einzustellen; die zu veröffentlichen Unterlagen und der Inhalt der Bekanntmachung sind über das 
zentrale Internetportal des Landes zugänglich zu machen. 
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(4)  Die öffentliche Auslegung der Entwürfe der Bauleitpläne (Bebauungspläne oder Flächennutzungspläne) 
nach § 3 Abs. 2 BauGB ist unter Angabe von Ort (Gebäude und Raum) und Dauer der Auslegung sowie 
Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, mindestens eine Woche 
vorher öffentlich bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung muss darüber hinaus den Gegenstand 
(genaue Bezeichnung des Entwurfs) sowie die Tageszeit der Auslegung benennen. Die Dauer der 
Auslegung bestimmt sich nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB. Daneben sind nach Maßgabe des § 4a Abs. 4 BauGB 
der Inhalt dieser Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zusätzlich in das Interne 
einzustellen und über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich zu machen. 

 
(5) Soll ein Bauleitplan (Bebauungsplan oder Flächennutzungsplan) in Kraft gesetzt werden, macht die Stadt 

nach Absatz 1 bekannt, dass der Bauleitplan beschlossen bzw. die Genehmigung erteilt wurde. Der 
Bauleitplan kann während der Dienststunden der Stadtverwaltung im Bürgerzentrum Oestrich, Paul-
Gerhardt-Weg 1, eingesehen werden, worauf in der öffentlichen Bekanntmachung unter Angabe der 
Dienststunden (Tageszeit) und des Auslegungsortes (Gebäude und Raum) hinzuweisen ist. In der 
Bekanntmachung ist auch darauf hinzuweisen, dass die Dauer der Auslegung zeitlich nicht begrenzt ist. 
Die Stadt hält Bauleitplan, Begründung und die zusammenfassende Erklärung nach § 6a bzw. § 10a 
BauGB mit Wirksamwerden der Bekanntmachung zur Einsicht für jede Person bereit und gibt über ihren 
Inhalt auf Verlangen Auskunft. Mit der Bekanntmachung tritt der Bauleitplan in Kraft. Wirksame 
Bauleitpläne sollen mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung ergänzend auch in das 
Internet eingestellt und über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich gemacht werden. 

 
Gleiches gilt für die Ersatzverkündung von Satzungen, deren Rechtsgrundlage auf § 10 Abs. 3 BauGB 
verweist. 

 
(6) Kann die Bekanntmachungsform nach Absatz 1 wegen eines Naturereignisses oder anderer 

abwendbarer Zufälle nicht angewandt werden, so genügt jede andere Art der Bekanntgabe, 
insbesondere durch Anschlag oder öffentlichen Ausruf. In diesen Fällen wird die Bekanntmachung, 
sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist, in der Form des Absatzes 1 unverzüglich 
nachgeholt. 

 
 
§ 10 Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung 
(1) Die Stadt kann Personen, die sich um sie besonders verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht 

verleihen. 
 
(2) Personen, die als Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, eines Ortsbeirates, des 

Ausländerbeirates, Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder 
Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ein Mandat oder Amt in der Stadt ohne Unterbrechung 
ausgeübt haben, können eine Ehrenbezeichnung erhalten. Die Ehrenbezeichnung lautet 
„Stadtälteste/r“. 

 
(3) Das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung sollen in feierlicher Form in einer Sitzung der 

Stadtverordnetenversammlung verliehen werden. Den Geehrten ist eine Urkunde über die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechts oder der Ehrenbezeichnung sowie die Ehrennadel der Stadt Oestrich-Winkel 
auszuhändigen. 
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(4) Die Stadt kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen unwürdigen Verhaltens 
entziehen. 

 
 
§ 11 Inkrafttreten 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die bisherige Hauptsatzung vom 
13.12.2022 tritt mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 
Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 
 
 
Oestrich-Winkel,  
 
Der Magistrat 
 
 
 
 
 
 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-171/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Eigenbetriebe  

Vorlagenerstellung Simon Sproß 
 
Verfahrensgang Termin 

Betriebskommission Stadtwerke 25.10.2023 

Magistrat 06.11.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 30.11.2023 

Stadtverordnetenversammlung 11.12.2023 
 
 
Einführung neue Entwässerungssatzung einschließlich angepasster Gebühren 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die in der Anlage beigefügte Entwässerungssatzung (EWS) wird beschlossen. Die Satzung tritt zum 
01.01.2024 in Kraft und ersetzt die bisherige Entwässerungssatzung vom 01.07.2022.  
 
Sachverhalt  

Der Eigenbetrieb Stadtwerke Oestrich-Winkel sind Abwasserbeseitigungspflichtiger nach HWG §37 und sind 
somit auch als Betreiber von Abwasseranlagen zur ordnungsgemäßen Entsorgung des Abwassers 
verpflichtet. Im Folgenden werden die Änderungen näher beschrieben.  

Abwassergebühr: 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Willitzer Baumann Schwed wurde mit der Neukalkulation der 
Abwassergebühren für die Jahre 2024 und 2025 beauftragt.(Der Bericht ist als Anlage 2 beigefügt) 
Die durchgeführte Nachkalkulation führte zu einer deutlichen Erhöhung der Schmutzwassergebühr. 
Grund hierfür ist insbesondere die höhere Verbandsumlage für den Abwasserverband Mittlerer Rheingau, 
bedingt durch den Bau der 4-ten Reinigungsstufe, die gestiegenen Personalkosten sowie die steigenden 
Zinsaufwendungen (deutliche Erhöhung des Zinsniveaus).Die Niederschlagswassergebühren können in 
unveränderter Höhe beibehalten werden.Die Entwässerungssatzung ist entsprechend anzupassen und von 
den städtischen Gremien zu beschließen. 
 

Vorher:   2,19 EUR pro m³ 

Ab 01.01.2024:  2,73 EUR pro m³ 

Gebührenmaßstäbe und –sätze für Schlamm aus Kleinkläranlagen und Abwasser aus Sammelgruben: 
Hierzu gehört ebenfalls die Entsorgung des Fäkalschlammes aus Kleinkläranlagen und des Abwassers aus 
Sammelgruben. Derzeit existieren im Stadtgebiet 4 Abwassersammelgruben und 11 Kleinkläranlagen. Die 
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Entleerung, Transport und Entsorgung darf ausschließlich durch den Abwasserbeseitigungspflichtigen bzw. 
durch den von uns beauftragten Dienstleister erfolgen. 

Für die ordnungsgemäße Entsorgung wird 2024 ein neuer Vertrag mit 4 Jahren Bindung mit einem 
Dienstleister abgeschlossen. Der das angefallene Material zur jeweiligen Abwasserreinigungsanlage 
verbringt. 

Da die Kleinkläranlagen- und Grubenbesitzer keine Abwassergebühren zahlen, müssen gemäß 
Entwässerungssatzung die Kosten der Fäkalschlammbeseitigung an die Kleinkläranlagen- und 
Sammelgrubenbesitzer vollumfänglich weiter berechnet werden. Aufgrund der höheren Viskosität und 
Schmutzfracht ist der Transport und die Entsorgung von Schlamm aus Kleinkläranlagen teurer. Die 
Positionen wurden getrennt angefragt und werden künftig Verursachergerecht berechnet. Zusätzlich wird 
eine Gebühr für überdurchschnittlich hohe benötigte Saug-Schlauchlänge erhoben. Hier entsteht ein hoher 
Mehraufwand. Da in den Gebühren sämtliche Personal- und Nebenkosten enthalten sind, ist eine 
Verwaltungspauschale enthalten.  
 
Vorher: 
bis zu 3 cbm Fäkalschlamm oder Fäkalien   214,70 EUR 
für jeden weiteren angefangenen cbm   50,70 EUR  

Ab 01.01.2024:   
a) Schlamm aus Kleinkläranlagen – bis zu 3m³  250,70  EUR    
b) für jeden weiteren angefangenen cbm Fäkalschlamm  60,70  EUR 
c) Abwasser / Fäkalien aus Abflusslosen Gruben – bis zu 3m³  200,70  EUR 
d)  für jeden weiteren angefangenen cbm Abwasser / Fäkalien  50,70  EUR 
e) für Mehraufwand bei benötigter Saugschlauchlänge von über 25m  80,00  EUR 
 
Es wurde außer der Änderung der Abwassergebühr, Verwaltungsgebühren und Fäkalienabfuhrgebühr 
mehrere redaktionelle und inhaltliche Änderungen in der neu zu beschließenden Entwässerungssatzung 
vorgenommen.  
 
Alle Änderungen sind in der Datei im Anhang 1 farblich markiert 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Kostendeckende und verursachergerechte Gebühren und die zugehörige Anwendungssicherheit. 
 
 
Anlage(n) 

1. Anlage1_5-Entwässerungssatzung Stand 01.01.2024 
2. Anlage2_Bericht zur Gebührenkalkulation 2024-2025 Abwasser_final 
 
 
Oestrich – Winkel, 20.09.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

Entwässerungssatzung Seite 1 

Gelb  Änderungen 2022 
Blau  Änderungen 2023 
 
Finale Version wird frei von Änderungsvermerken sein!  
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Entwässerungssatzung 
der Stadt Oestrich-Winkel 
 
 
Rechtsgrundlagen 
§§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2020 (GVBl. S. 
915) 
§§ 37 bis 40 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom 14.12.2010 (GVBl I S. 548), zuletzt 
geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 04.09.2020 (GVBl S. 573) 
§§ 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 
24.03.2013 (GVBl I S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBl S. 247) 

§§ 1 und 9 des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer 
(Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 22.08.2018 (BGBl. I S. 1327) 

§§ 1 und 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 09.06.2016 (GVBl S. 70), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 
23.06.2020 (GVBl. S 430), 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 11.07.2022 
 
 
I. Allgemeines 
§ 1 Öffentliche Einrichtung 
Die Stadt betreibt in Erfüllung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine öffentliche Einrichtung. Sie 
bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und 
Erweiterung. 
 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung: 
 

Grundstück Das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechts. 

Abwasser Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlägen aus dem 
Bereich bebauter oder künstlich gefestigter Flächen 
abfließende und gesammelte Wasser 
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit 
Schmutzwasser oder Niederschlagswasser in 
Abwasseranlagen abfließende Wasser. Als Abwasser gilt 
auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretende und gesammelte 
Wasser sowie der in Kleinkläranlagen anfallende Schlamm, 
soweit er aus häuslichem Abwasser stammt. 

Brauchwasser Das aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen, Zisternen oder 
ähnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von 
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Niederschlagswasser) und Gewässern entnommene 
Wasser, welches unmittelbar (z. B. über die 
Grundstücksentwässerungseinrichtungen) oder mittelbar 
in die Abwasseranlage eingeleitet wird bzw. dieser zufließt. 

Abwasseranlagen Sammelleitungen und Behandlungsanlagen 
Zu den Abwasseranlagen gehören auch Einrichtungen 
Dritter, deren sich die Stadt zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung 
oder Unterhaltung sie beiträgt. 

Sammelleitungen Leitungen zur Sammlung des über die Anschlussleitungen 
von den angeschlossenen Grundstücken kommenden 
Abwassers bis zur Behandlungsanlage oder bis zur 
Einleitung in ein Gewässer oder eine fremde 
Abwasseranlage einschließlich der im Zuge dieser 
Leitungen errichteten abwassertechnischen Bauwerke 
(Netz). 

Behandlungsanlagen Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des 
Abwassers; zu diesen Einrichtungen gehören auch die 
letzte(n) Verbindungsleitung(en) vom Netz sowie die 
Ablaufleitung(en) zum Gewässer. 

Anschlussleitungen Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu 
entsorgenden Grundstücke. 

Grundstücksentwässerungsanlagen Alle Einrichtungen auf den Grundstücken, die der 
Sammlung, Vorreinigung und Ableitung des Abwassers 
dienen. 

Zuleitungskanäle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich 
verlegten Leitungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, die das Abwasser den 
Anschlussleitungen zuführen und die Anschlussleitungen. 

Grundstückskläreinrichtungen Kleinkläranlagen oder Sammelgruben (Behälter) 
Anschlussnehmer (-inhaber) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte, Nießbraucher 

und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich 
Berechtigte. 

Abwassereinleiter Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf 
dem Grundstück anfallenden Abwassers Berechtigte und 
Verpflichtete (insbesondere auch Pächter, Mieter, 
Untermieter usw.) sowie alle, die der Abwasseranlage 
tatsächlich Abwasser zuführen. 

 
 
II. Anschluss und Benutzung 
§ 3 Grundstücksanschluss 
(1) Jedes Grundstück - das grundsätzlich nur einen Anschluss erhält - ist gesondert und unmittelbar an die 

Anschlussleitung anzuschließen; Gleiches gilt, wenn die Stadt für jedes dem Aufenthalt von Menschen 
dienende Gebäude auf einem Grundstück eine gesonderte Anschlussleitung verlegt hat. 
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(2) Die Stadt kann in Ausnahmefällen zulassen oder verlangen, dass mehrere Grundstücke über eine 

gemeinsame Anschlussleitung an die Abwasseranlage angeschlossen werden, wenn die nicht im 
öffentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch Grunddienstbarkeit und 
Baulasteintragung gesichert sind. 

 
(3) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke geteilt, so gelten die 

vorstehenden Regelungen für jedes neue Grundstück entsprechend. 
 
(4) Die Anschlussleitung wird ausschließlich von der Stadt hergestellt, erneuert, verändert, unterhalten 

oder beseitigt. 
 
 
§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks, auf dem Abwasser anfällt, hat die Pflicht, dieses Grundstück an 

die Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und 
eine Anschlussleitung an das Grundstück herangeführt ist. Hat die Stadt mehrere Anschlussleitungen 
zu einem Grundstück verlegt, ist das Grundstück entsprechend den Vorgaben der Stadt anzuschließen. 
Die Anordnung des Anschlusses kann durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 
(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach § 37 Abs. 1 HWG und der 

Überlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 HWG unterliegt, der Abwasseranlage zuführen. Hierzu zählt 
Wasser aus Schwimmbädern.  

 
(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer der Ausnahmefälle nach § 

37 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 37 Abs. 5 Satz 1 HWG vorliegt. 
 
(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwasser dürfen nur nach 

Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus technischen oder 
wasserwirtschaftlichen Gründen eingeschränkt oder modifiziert werden. Die Erteilung der 
Genehmigung für die Zuführung von Abwasser setzt voraus, dass der Grundstückseigentümer einen 
Nachweis darüber vorlegt, dass die Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 

 
(5) Die Einleitung von Regenwasser in das öffentliche Kanalnetz wird aus wasserwirtschaftlichen Gründen 

grundsätzlich auf 12 l/s*ha beschränkt. Der Nachweis darüber ist vor Genehmigung zum Anschluss an 
das Kanalnetz vorzulegen. 

 
(6) Bei baugenehmigungsrelevanten Änderungen an der Grundstücksentwässerung oder der an die 

Entwässerungseinrichtung angeschlossenen Flächen ist das Grundstück ganzheitlich satzungskonform 
zu betrachten.  

 
(7) Für Anträge sind die durch den Abwasserbeseitigungspflichtigen zur Verfügung gestellten 

Antragsformulare in geforderter Anzahl, Form und mit allen benötigten Anhängen zu verwenden.  
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§ 5 Grundstücksentwässerungsanlagen 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den jeweils geltenden bau- und wasserrechtlichen 

Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses geplant, hergestellt, 
unterhalten und betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten dürfen allein durch fachkundige 
Unternehmer ausgeführt werden. 

 
(2) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder Grundstückseigentümer 

selbst zu schützen. 
 
§ 6 Grundstückskläreinrichtungen und Abwasser Sammelgruben 
(1) Grundstückskläreinrichtungen müssen vom Grundstückseigentümer auf eigene Kosten angelegt und 

betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage nur vorgeklärtes Abwasser eingeleitet werden darf 
oder wenn ein Grundstück, auf dem Abwasser anfällt, nicht an die Abwasseranlage angeschlossen ist. 

 
(2) Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundstückskläreinrichtungen und Abwasser Sammelgruben 

ist unzulässig. 
 
(3) Die Entnahme des Schlamms aus Kleinkläranlagen, soweit er aus häuslichem Abwasser stammt, sowie 

des Abwassers aus Sammelgruben besorgt ausschließlich die Stadt der Abwasserbeseitigungspflichtige. 
 
(4) Grundstückskläreinrichtungen und Abwasser Sammelgruben sind stillzulegen, sobald die 

Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt. 
 
 
§ 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen 
(1) In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches 
 

- den Bauzustand und die Funktionsfähigkeit der Abwasseranlage stört, 
- das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen gefährdet,  
- die Abwasserbehandlung und die Klärschlammverwertung beeinträchtigt, 
- den Gewässerzustand nachhaltig beeinflusst, 
- sich sonst umweltschädigend auswirkt. 

 
Es darf nur frisches oder in zulässiger Weise vorbehandeltes Abwasser eingeleitet werden. 

 
(2) Abfälle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe 

und Gase bilden sowie Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße angreifen, dürfen nicht in die 
Abwasseranlage eingebracht werden. Hierzu gehören insbesondere: 

 
- Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien 

und Ähnliches 
- Kunstharz, Lacke, Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen, flüssige Abfälle die erhärten, 

Zement, Mörtel, Kalkhydrat 
- Sturz- oder Stichblut, Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlempe, Trub, Trester, Krautwasser 
- Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette 
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- Säuren und Laugen, chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasserstoff, Blausäure und 
Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze, Karbide welche Acetylen bilden, ausgesprochen 
toxische Stoffe, der Inhalt von Chemietoiletten 

 
Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsfähig, wenn der Anschlussnehmer 
nachweist, dass das einzuleitende Kondensat den ph-Grenzwertbereich von 6,5 bis 10 einhält. Bei 
Feuerungsanlagen mit Leistungen ˃ 200 kW muss stets eine Neutralisation erfolgen. 

 
(3) Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen, Nassentsorgungsanlagen, Dampfleitungen und 

Dampfkesseln und das Einleiten von Kühlwasser sind nicht gestattet. 
 
(4) Auf Grundstücken, in deren Abwasser unzulässige Stoffe (z. B. Benzin, Öle, Fette, Stärke) enthalten 

sind, müssen vom Anschlussnehmer Anlagen zum Zurückhalten dieser Stoffe eingebaut und 
ordnungsgemäß betrieben werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann zulässig, wenn die 
erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ordnungsgemäßer Betrieb sichergestellt ist. 

 
(5) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn Abwassereinleitungen nicht von 

angeschlossenen Grundstücken auf Dauer, sondern kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfall-stellen 
erfolgen. 

 
(6) Das Einleiten von Grundwasser ist grundsätzlich unzulässig. Soweit Hausdränagen vor In-Kraft-Treten 

dieser Satzung zulässigerweise an die Abwasseranlage angeschlossen worden sind, genießen diese 
Anschlüsse Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweitige Entsorgung des 
Grundwassers billigerweise verlangt werden kann. 

 
 
§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen für nicht häusliches Abwasser 
(1) Für das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren 

Einrichtungen (z. B. Krankenhäusern) gelten - soweit nicht durch wasserrechtliche Vorschriften die 
Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschränkt ist - folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht 
abgesetzten qualifizierten Stichprobe: 

 

     Grenzwert 

1. Physikalische Parameter  

1.1 Temperatur 35 °C 

1.2 pH-Wert 6,5 - 10 

2. Organische Stoffe und Lösungsmittel  

2.1 Organische Lösungsmittel (BTEX), 
bestimmt als Summe von Benzol und dessen Derivaten 
(Benzol, Ethylbenzol, Toluol, isomere Xylole) mittels 
Gaschromatografie 

  10 mg/l 

2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW),    1 mg/l 
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berechnet als organisch gebundenes Chlor (die 
Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet und dann 
addiert)[1] mittels Gaschromatografie 

2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, 
angegeben als Chlorid (AOX) 

    1 mg/l 

2.4 Phenolindex   20 mg/l 

2.5 Kohlenwasserstoffe H 53 
(Mineralöl und Mineralölprodukte) 

  20 mg/l 

2.6 Extrahierbare schwerflüchtige lipophile Stoffe  
(z. B. organische Fette)  

250 mg/l 

3. Anorganische Stoffe (gelöst)  

3.1 Ammonium, 
berechnet als Stickstoff 

100 mg N/l 

3.2 Nitrit, 
berechnet als Stickstoff 

   5 mg N/l 

3.3 Cyanid, 
leicht freisetzbar 

0,2 mg/l 

3.4 Sulfat 400 mg/l 

4. Anorganische Stoffe (gesamt)[2]  

4.1 Arsen 0,1 mg/l 

4.2 Blei 0,5 mg/l 

4.3 Cadmium 0,1 mg/l 

4.4 Chrom 0,5 mg/l 

4.5 Chrom-VI 0,1 mg/l 

4.6 Kupfer 0,5 mg/l 

4.7 Nickel 0,5 mg/l 

4.8 Quecksilber 0,05 mg/l 

4.9 Silber 0,1 mg/l 

4.10 Zink 2 mg/l 

4.11 Zinn 2 mg/l 

 
Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der pH-Wert nach der DIN EN ISO 
10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN ISO 10523. 

                                                           
[1] Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan, Dichlormethan 
[2] Anstelle der aufgeführten AAS-DIN-Verfahren ist für die Element-Bestimmung auch der Einsatz desICP-Verfahrens DIN EN ISO 

11885 zulässig. 
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Im Übrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des 
Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den einschlägigen Verfahren der Abwasserverordnung 
in der jeweils geltenden Fassung. Die zusätzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und 
Erläuterungen der Anlage „Analysen- und Messverfahren“ der Abwasserverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juni 2004 (BGBl. I S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind zu 
beachten. Im Übrigen sind die notwendigen Untersuchungen nach den Deutschen Einheitsverfahren 
zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den 
entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut für 
Normung e. V., Berlin, auszuführen. 

 
(2) Werden von der obersten Wasserbehörde Anforderungsregelungen zur Behandlung und/oder 

Zurückhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingeführt, sind diese zu beachten. Die 
davon betroffenen Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn der Anschlussnehmer 
zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten Anforderungen vollständig erfüllt werden. 

 
(3) Im Bedarfsfall können 
 

a) für nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt werden, 
b) höhere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen werden, wenn 

die schädlichen Stoffe und Eigenschaften des Abwassers innerhalb dieser Grenzen für die 
Abwasseranlage, die darin beschäftigten Personen und die Abwasserbehandlungsanlage 
vertretbar sind, 

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um insbesondere eine 
- Gefährdung der Abwasseranlage oder des darin beschäftigten Personals, 
- Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anlagen, 
- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klärschlammverwertung 
zu vermeiden. 

 
(4) Das zielgerichtete Verdünnen des Abwassers zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte ist unzulässig. 
 
(5) Für das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann, gelten die Grundsätze und 

Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(6) Fallen auf einem Grundstück betriebsbedingt erhöhte Abwassermengen stoßweise an und führt dies 

zu vermeidbaren Belastungen bei der Abwasserbehandlung, kann die Stadt die Pufferung des 
Abwassers auf dem angeschlossenen Grundstück und sein gleichmäßiges Einleiten in die 
Abwasseranlage verlangen. 

 
(7) Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Führen eines Betriebstagebuchs aufgeben, in dem alle die 

Abwassersituation auf dem angeschlossenen Grundstück betreffenden Daten festzuhalten sind. 
 
(8) Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet werden darf, ist aufzufangen und 

in gesetzlich zugelassener Art und Weise zu entsorgen. 
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§ 9 Überwachen der Einleitungen 
(1) Die Stadt überwacht die Einleitungen nicht häuslichen Abwassers entsprechend den Bestimmungen 

der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Rechtsverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. Das Überwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters. Mit dem Überwachen 
kann die Stadt eine staatlich anerkannte Untersuchungsstelle betrauen. 

 
(2) Das Überwachen der Einleitungen nicht häuslichen Abwassers durch die Stadt erfolgt unabhängig von 

einer im Einzelfall von der Wasserbehörde verlangten Eigenüberwachung bestimmter Einleiter. 
 
(3) Das Überwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten Einleitungsgrenzwerten, an den in 

Einleitungserlaubnissen gemäß § 58 WHG festgesetzten Werten und an den Vorgaben 
wasserrechtlicher Genehmigungen gemäß § 60 WHG. Im Regelfall wird die Überwachung mindestens 
einmal jährlich durchgeführt. 

 
(4) Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert werden, wenn sich aus dem 

Ergebnis des bisherigen Überwachens Veranlassung hierzu ergibt. Festgestellte Überschreitungen 
einzuhaltender Grenzwerte können eine Intensivierung der Überwachung zur Folge haben. 

 
(5) Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusätzliche Untersuchungen des Abwassers verlangen, nicht 

jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf einzelne Grenzwerte oder den 
chemischen Sauerstoffbedarf zu beschränken. 

 
(6) Die Aufwendungen der Stadt für das Überwachen sind vom Abwassereinleiter in der tatsächlich 

entstandenen Höhe zu erstatten. Dieser Anspruch entsteht mit der Vorlage des 
Überwachungsergebnisses und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig. Die 
Durchführung zusätzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemischen Sauerstoffbedarfs 
kann die Stadt von der Vorauszahlung der dafür zu leistenden Kosten abhängig machen. 

 
(7) Die Stadt kann in begründeten Fällen verlangen, dass der Abwassereinleiter an einer von der Stadt zu 

bestimmenden Stelle ein automatisches Gerät zur Probeentnahme auf seine Kosten einzurichten und 
dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu betreiben hat. Die Stadt kann die technischen 
Anforderungen festlegen, die das Gerät zur automatischen Probeentnahme zu erfüllen hat. 
Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von selbstaufzeichnenden Messgeräten (z. 
B. für die Messung von pH-Wert, Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.) auf Kosten des 
Abwassereinleiters verlangen. 
Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen Probenahmegerät oder den 
selbstaufzeichnenden Messgeräten Bediensteten oder Beauftragten der Stadt jederzeit - auch in 
Zeiten der Betriebsruhe - zu ermöglichen ist. 

 
 
III. Abgaben und Kostenerstattung 
§ 10 Abwasserbeitrag 
(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und 

Erneuerung der Abwasseranlagen Beiträge, die nach der Veranlagungsfläche bemessen werden. Die 
Veranlagungsfläche ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstücksfläche (§ 11) mit dem 
Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15). 
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(2) Der Beitrag beträgt 
 
a) für das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmöglichkeit (Schaffensbeitrag) an eine 

Sammelleitung 6,81 EUR/m² Veranlagungsfläche 
 
b) Beitragssätze für Erneuerungs- und Erweiterungsmaßnahmen – Ergänzungsbeitrag – werden 

gesondert kalkuliert und festgesetzt, sobald entsprechende beitragsfähige Maßnahmen zur 
Verwirklichung anstehen. 

 
(3) Besteht nur die Möglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein Drittel, bei alleiniger 

Abnahmemöglichkeit des Schmutzwassers werden zwei Drittel der nach den nachfolgenden 
Vorschriften (§§ 11 bis 15) ermittelten Veranlagungsflächen zugrunde gelegt. 

 
 
§ 11 Grundstücksfläche 
(1) Als Grundstücksfläche im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans 

grundsätzlich die Fläche des Grundbuchgrundstücks; für außerhalb des Bebauungsplanbereichs 
liegende Grundstücksteile gelten die nachfolgenden Vorschriften in Abs. 2 und 3 entsprechend. 
Teilflächen, die im Außenbereich liegen und unbebaut oder nicht abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt 
sind, bleiben unberücksichtigt. Sind diese Flächen teilweise bebaut oder abwasserbeitragsrechtlich 
bevorteilt, gilt Abs. 3 entsprechend. Für Teilflächen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2 
entsprechend. 

 
(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt 
 

a) bei Grundstücken im Innenbereich grundsätzlich die Fläche des Grundbuchgrundstücks, 
 
b) bei Grundstücken im Innenbereich, die in den Außenbereich hineinragen, regelmäßig die Fläche 

zwischen der Erschließungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand 
von 50 m dazu verläuft. 

 Überschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstücks die in Satz 1 bestimmte 
Tiefe, ist zusätzlich die übergreifende Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer Linie, die 
im gleichmäßigen Abstand verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung 
entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche 
oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt. 

 
(3) Bei Grundstücken im Außenbereich gilt die bebaute oder gewerblich genutzte/aufgrund einer 

Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare Fläche einschließlich einer Umgriffsfläche in 
einer Tiefe von 5 m - vom jeweils äußeren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit 
gemessen. Gänzlich unbebaute oder gewerblich nicht genutzte Grundstücke, die tatsächlich an die 
öffentliche Einrichtung angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten 
Grundstücksfläche berücksichtigt. 

 
 
§ 12 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten 
(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan 

festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 
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BauGB erreicht, ist dieser maßgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans überschritten, 
ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebäudehöhe (Traufhöhe) oder 
Baumassenzahl zugrunde zu legen. 

 
 Der Nutzungsfaktor beträgt: 

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0 
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5 
d)  bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75 
 
Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhöht sich der Nutzungsfaktor um 0,25. 

 
(2) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchst 

zulässige Höhe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden. In 
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu 
Satz 1 durch 3,5. 

 
(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebäudehöhe (Traufhöhe), sondern nur eine 

Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmännisch auf volle 
Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse. 

 
(4) Bei Grundstücken, für die der Bebauungsplan 
 

a) Gemeinbedarfsflächen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder anderer Werte, 
anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden könnte, vorsieht, 
gilt 1,25 

 
b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulässige Bebauung im 

Verhältnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0 
 
c) nur Friedhöfe, Freibäder, Sportplätze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung 

im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden können, gestattet, gilt für die bebaubaren 
Teile dieser Grundstücke 1,0, für die Restfläche 0,1 

 
d) nur Garagen oder Stellplätze zulässt, gilt 0,5 
 
e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1 
 
f) Dauerkleingärten festsetzt, gilt 0,5 
 
g) Kirchengebäude oder ähnliche Gebäude mit religiöser Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25 
 
als Nutzungsfaktor. 

 
(5) Sind für ein Grundstück unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebäudehöhen (Traufhöhen) oder 

Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem höchsten festgesetzten Wert für die 
gesamte Grundstücksfläche im beplanten Gebiet zu ermitteln. 



 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

Entwässerungssatzung Seite 12 

 
(6) Enthält der Bebauungsplan keine Festsetzungen über die Anzahl der Vollgeschosse oder der 

Gebäudehöhe (Traufhöhe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor 
ermitteln lässt, gelten die Vorschriften für den unbeplanten Innenbereich nach § 14 entsprechend. 

 
 
 
 
 
§ 13 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
Enthält eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4 BauGB, gelten die 
Regelungen des § 12 für die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften 
des § 14 anzuwenden. 
 
 
§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich 
(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die Höchstzahl der 

tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt. 
 Sind Grundstücke unbebaut, wird auf die Höchstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung 

vorhandenen Vollgeschosse abgestellt. 
 
(2) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tatsächliche 

Gebäudehöhe (Traufhöhe), geteilt durch 3,5, für insgesamt gewerblich oder industriell genutzte 
Grundstücke; durch 2,2 für alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstücke. Bruchzahlen werden 
hierbei kaufmännisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. 

 
(3) Die in § 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend. 
 
(4) Bei Grundstücken, die 
 

a) als Gemeinbedarfsflächen unbebaut oder im Verhältnis zu ihrer Größe untergeordnet bebaut sind 
(z. B. Festplatz u. Ä.), gilt 0,5 

 
b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 

untergeordneten Bebauung genutzt werden dürfen, gilt 1,0 
 
c) nur Friedhöfe, Freibäder, Sportplätze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung 

im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden können, gilt für die bebauten Teile dieser 
Grundstücke 1,0, für die Restfläche 0,1 

 
d) wegen ihrer Größe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in ähnlicher Weise genutzt werden 

können, gilt 0,5 
 

e) mit Kirchengebäuden oder ähnlichen Gebäuden mit religiöser Zweckbestimmung bebaut sind, gilt 
1,25 

 
als Nutzungsfaktor 
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§ 15 Nutzungsfaktor in Sonderfällen 
(1) Bei gänzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen - Außenbereichsgrundstücken gilt als 

Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemäß § 11 Abs. 3 ermittelte Grundstücksfläche). 
 
(2) Bei bebauten Außenbereichsgrundstücken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemäß 

§ 11 Abs. 3 ermittelte bebaute Fläche) nach den Regelungen des § 14 Abs. 1 bis 3. 
 
(3) Geht ein Grundstück vom Innenbereich in den Außenbereich über, so gelten die Nutzungsfaktoren der 

§§ 12 bis 14 für das Teilgrundstück im Innenbereich jeweils entsprechend. 
 
 
§ 16 Gegenstand der Beitragspflicht 
Der Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlage angeschlossenen Grundstücke; die 
anschließbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in 
abwasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden dürfen. 
 
 
§ 17 Entstehen der Beitragspflicht 
(1) Wird ein Beitrag für das Verschaffen der erstmaligen Anschlussmöglichkeit erhoben, so entsteht die 

Beitragspflicht, sobald das Grundstück an die Einrichtung angeschlossen werden kann. 
 
(2) Im Übrigen entsteht die Beitragspflicht mit der Fertigstellung der beitragsfähigen Erneuerungs-/ 

Erweiterungsmaßnahme. Im Fall einer Teilmaßnahme entsteht die Beitragspflicht mit der 
Fertigstellung des Teils. 

 
 
§ 18 Ablösung des Abwasserbeitrags 
Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bestimmt sich 
nach der Höhe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 
§ 19 Beitragspflichtige, öffentliche Last 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentümer des 

Grundstücks ist. Wenn das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentümers 
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

 
(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend 

ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. - bei Bestehen eines solchen - auf dem 

Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums auf diesem. 
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§ 20 Vorausleistungen 
(1) Die Stadt kann, unabhängig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der Fertigstellung, 

Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Maßnahme verlangen. 
 
(2) Die Vorausleistung ist auf die endgültige Beitragsschuld anzurechnen, auch wenn die oder der 

Vorausleistende nicht endgültig beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn eine überschüssige 
Vorausleistung zu erstatten ist. 

 
 
§ 21 Fälligkeit 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig. 
 
 
§ 22 Grundstücksanschlusskosten 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung oder Beseitigung der 

Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Der 
Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen Maßnahme; er wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig. 

 
(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentümer des Grundstücks 

ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungspflichtig. Mehrere 
Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
(3) Der Erstattungsanspruch ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück - bei Bestehen eines solchen - 

auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum. 
 
(4) Die Durchführung der Maßnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer angemessenen 

Vorausleistung abhängig gemacht werden. 
 
 
§ 23 Benutzungsgebühren 
(1) Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebühren für das Einleiten (a, 

b) bzw. Abholen (c, d) und Behandeln von 
 

a) Niederschlagswasser, 
b) Schmutzwasser, 
c) Schlamm aus Kleinkläranlagen, 
d) Abwasser aus Sammelgruben. 

 
(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt, die Abwasserabgabe, die von anderen 

Körperschaften des öffentlichen Rechts auf die Stadt umgelegt wird, werden über die 
Abwassergebühren für das Einleiten von Schmutzwasser abgewälzt. 

 
 
§ 24 Gebührenmaßstäbe und –sätze für Niederschlagswasser 
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(1) Gebührenmaßstab für das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und künstlich befestigte 
Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder 
abfließt; pro Quadratmeter wird eine Gebühr von 0,45 EUR jährlich erhoben. 

 
(2) Die bebaute und künstlich befestigte Grundstücksfläche wird unter Berücksichtigung des Grades der 

Wasserdurchlässigkeit für die einzelnen Versiegelungsarten nach folgenden Faktoren festgesetzt: 
 

1.  Dachflächen 
1.1 Flachdächer, geneigte Dächer 1,0 
1.2 Kiesdächer 0,5 
1.3 Gründächer 
 a) mit einer Aufbaudicke bis 10 cm 0,5 
 b) mit einer Aufbaudicke ab 10 cm 0,3 
 
2. Befestigte Grundstücksflächen 
2.1 Beton-, Schwarzdecken Asphalt, Teer o.Ä.), Pflaster mit 
 Fugenverguss, sonstige wasserundurchlässige Flächen mit 
 Fugendichtung 1,0 
2.2 Pflaster (z.B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster), Platten 
 jeweils ohne Fugenverguss 
 a) bis zu einer Fugenbreite von 15 mm 0,7 
 b) mit einer größeren Fugenbreite als 15 mm 0,6 
2.3 wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schlacke o.Ä.) 0,5 
2.4 Porenpflaster oder ähnlich wasserdurchlässiges Pflaster 0,4 
2.5 Rasengittersteine 0,2 

 
(3) Bei der Ermittlung bebauter und künstlich befestigter Grundstücksflächen bleiben solche Flächen ganz 

oder teilweise außer Ansatz, von denen dort anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen oder 
ähnlichen Vorrichtungen (Behältnissen) zum Auffangen von Niederschlagswasser mit einem 
Fassungsvermögen von mindestens 1 m³ gesammelt wird, und zwar bei den vorstehend genannten 
Vorrichtungen 

 
a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die hierüber entwässerte 

Fläche in vollem Umfang, 
 
b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage ohne Verwendung des Niederschlagswassers (z.B. 

Versickerungsgrube) diejenige Fläche, die sich durch Division des Inhalts der 
Versickerungseinrichtung (Kubikmeter) durch 0,05 ergibt, 

 
c) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des Niederschlagswassers 

-  als Brauchwasser, diejenige Fläche, die sich durch Division des Zisterneninhalts (in 
Kubikmetern) durch 0,05 ergibt; wird zusätzlich Niederschlagswasser zur Gartenbewässerung 
benutzt, erhöht sich die so ermittelte Fläche um 10 %, 

- zur alleinigen Gartenbewässerung, diejenige Fläche, die sich aus der Division des 
Zisterneninhalts (in Kubikmetern) durch 0,10 ergibt. 
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(4) Ist die gebührenpflichtige Fläche, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder ähnliche 
Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des Zisternenvolumens errechnete, außer 
Ansatz zu lassende Fläche, so bleibt nur diejenige Fläche unberücksichtigt, von der 
Niederschlagswasser in die zuvor genannten Vorrichtungen eingeleitet wird. 

 
(5) Ändert sich die gebührenpflichtige Fläche, so ist dies bei der Festsetzung der Gebühren ab dem Monat 

zu berücksichtigen, der der Mitteilung der Änderung folgt. 
 
 
 
§ 25 Mitwirkungspflichten der Grundstückseigentümer 
(1) Die Stadt kann von den Grundstückseigentümern eine Aufstellung der bebauten und künstlich 

befestigten Flächen verlangen, die an die Abwasseranlage angeschlossen sind bzw. von denen 
Niederschlagswasser der Abwasseranlage zufließt. 

 
(2) Bei Verwendung von Zisternen oder ähnlichen Vorrichtungen für das Sammeln von 

Niederschlagswasser sind die Grundstückseigentümer verpflichtet, genaue Angaben zu deren 
Anschluss und Volumen zu machen und anzugeben, welcher Verwendung das gesammelte 
Niederschlagswasser zugeführt wird. Die Verwendung von Niederschlagswasser als Brauchwasser 
muss der Stadt schriftlich angezeigt werden; die Brauchwassermenge muss bei Neuinstallation durch 
einen privaten, fest installierten und geeichten Wasserzähler gemessen werden. 

 
 Für die aus Brauchwassernutzung in die öffentliche Abwasseranlage eingespeisten Wassermengen 

wird die Schmutzwassergebühr pauschal in Abhängigkeit von Zisternenvolumen und angeschlossener 
Fläche erhoben. Hierbei wird eine zu erwartende festgesetzte Jahresniederschlagsmenge, auf den 
angeschlossenen Flächen prozentual als Schmutzwasser berechnet. Eine Reduzierung der 
Schmutzwassergebühr für nicht in den Kanal eingeleitete Wassermengen wird bei dieser pauschalen 
Betrachtung nicht berücksichtigt. 

 
Verhältniswert 

[angeschlossene Fläche / Zisternen-
volumen] 

Schmutzwassermenge 
[m³] 

<10 35 % von der durchschnittlichen Jahresnieder-
schlagsmenge der angeschlossenen Flächen 

10 oder < 20 30 % von der durchschnittlichen Jahresnieder-
schlagsmenge der angeschlossenen Flächen 

20 oder < 30 25 % von der durchschnittlichen Jahresnieder-
schlagsmenge der angeschlossenen Flächen 

>30 20 % von der durchschnittlichen Jahresnieder-
schlagsmenge der angeschlossenen Flächen 

 
(3) Der für die Erhebung der pauschalen Schmutzwassergebühren maßgebliche Jahresniederschlag wird 

wie folgt festgesetzt: Jahresniederschlag im Gebiet von Oestrich-Winkel 550 l / m² bzw. 550 mm 
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(4) Sollte der Betreiber einer vorhandenen Anlage mit der pauschalen Ermittlung nicht einverstanden 

sein, besteht die Möglichkeit, dass die Brauchwassermenge durch einen privaten, fest installierten und 
geeichten Wasserzähler gemessen wird. Der Verbrauch ist schriftlich einmal zum Ende des 
Abrechnungsjahres mitzuteilen. 

 
(5) Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Stadt jede Änderung der bebauten und künstlich 

befestigten Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zugeführt wird 
bzw. zu ihr abfließt, unverzüglich bekanntzugeben. Gleiches gilt für die Änderung von Zisternen oder 
ähnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser. 

§ 26 Gebührenmaßstäbe und –sätze für Schmutzwasser 
(1) Gebührenmaßstab für das Einleiten häuslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch auf dem 

angeschlossenen Grundstück. 
 Die Gebühr beträgt pro m³ Frischwasserverbrauch bei zentraler Abwasserreinigung in der 

Abwasseranlage 2,19 EUR. 2,73 EUR 
 
(2) Gebührenmaßstab für das Einleiten nicht häuslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch 

auf dem angeschlossenen Grundstück unter Berücksichtigung des Verschmutzungsgrads. Der 
Verschmutzungsgrad wird grundsätzlich durch Stichproben - bei vorhandenen Teilströmen in diesen - 
ermittelt und als chemischer Sauerstoffbedarf aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe (CSB) 
nach DIN 38409-H41 (Ausgabe Dezember 1980) dargestellt. Wird ein erhöhter Verschmutzungsgrad 
gemessen, ist das Messergebnis dem Abwassereinleiter innerhalb von zwei Wochen nach Eingang bei 
der Stadt bekanntzugeben. 

 
 Die Gebühr beträgt pro m³ Frischwasserverbrauch § 26 (1) EUR bei einem CSB bis 800 mg/l; bei einem 

höheren CSB wird die Gebühr vervielfacht mit dem Ergebnis der Formel 
 

0,5 x  festgestellter CSB + 0,5 
800 

 
Wird ein erhöhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der 
Grundstücksentwässerungsanlage festgestellt, wird die erhöhte Gebühr nur für die in diesen Teilstrom 
geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzähler zu messen ist, berechnet. Liegen 
innerhalb eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Verschmutzungsgrads vor, kann die Stadt 
der Gebührenfestsetzung den rechnerischen Durchschnittswert zugrunde legen. 

 
 
§ 27 Ermittlung des gebührenpflichtigen Frischwasserverbrauchs 
(1) Als gebührenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermengen, die 
 

a) aus öffentlichen Wasserversorgungsanlagen, 
b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewässern entnommen werden. 

 
(2) Werden gebührenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der Abwasseranlage zugeführt, bleiben 

sie auf Antrag des Gebührenpflichtigen - auf dessen Nachweis - bei der Bemessung der 
Abwassergebühren unberücksichtigt. 
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 Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzählers zu führen, ansonsten - wenn 
eine Messung nicht möglich ist - durch nachprüfbare Unterlagen (z. B. Sachverständigengutachten), die 
eine zuverlässige Schätzung der Abwassermenge ermöglichen. 

 
(3) Anträge auf Absetzung nicht zugeführter Wassermengen sind spätestens innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 
 
(4) Anstelle der Ermittlung des gebührenpflichtigen Frischwasserverbrauchs kann die Stadt auf Antrag des 

Gebührenpflichtigen die Messung der Abwassermenge durch einen privaten Abwasserzähler zulassen. 
Die Gebühr bestimmt sich dann nach der gemessenen Abwassermenge. 

 
(5) Private Wasser- und Abwasserzähler müssen geeicht sein; sie werden von der Stadt, die auch die 

Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des Messergebnisses, sind die 
Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte Prüfstelle oder die Eichbehörde zu überprüfen. Die 
Kosten der Überprüfung trägt derjenige, zu dessen Ungunsten die Überprüfung ausfällt. Alle 
Aufwendungen für Anschaffung, Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der 
Gebührenpflichtige zu tragen. 

 
(6) Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt geschätzt. 
 
(7) Das befüllen von Schwimmbädern und Pools darf ausschließlich über den gebührenpflichtigen 

Frischwasserverbrauchszähler erfolgen. Nicht über den geeichten Gartenwasserzähler.  
 
 
§ 28 Gebührenmaßstäbe und –sätze für Schlamm aus Kleinkläranlagen und Abwasser aus Sammelgruben 
Gebührenmaßstab für das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinkläranlagen und Abwasser aus 
Gruben ist die abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebühr beträgt pro angefangenem m³ 
 
a) Schlamm aus Kleinkläranlagen 160,65 EUR 
b) Abwasser aus Gruben 160,65 EUR 
c)  für jeden weiteren angefangenen cbm Fäkalschlamm 46,41 EUR 
 

Gebührenmaßstab für das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinkläranlagen und Abwasser aus 
Gruben ist die abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebühr beträgt pro angefangenem m³ 

bis zu 3 cbm Fäkalschlamm    214,70 EUR, 

für jeden weiteren angefangenen cbm     50,70 EUR  

Gebührenmaßstab für das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinkläranlagen und Abwasser aus 
Sammelgruben ist die abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebühr beträgt: 

 
a) Schlamm aus Kleinkläranlagen – bis zu 3m³  250,70  EUR    
b) für jeden weiteren angefangenen cbm Fäkalschlamm  60,70  EUR 
c) Abwasser / Fäkalien aus Sammelgruben – bis zu 3m³  200,70  EUR 
d)  für jeden weiteren angefangenen cbm Abwasser / Fäkalien  50,70  EUR 
e) für Mehraufwand bei benötigter Saugschlauchlänge von über 25m  80,00  EUR 
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§ 29 Verwaltungsgebühr 
(1) Für die Festlegung des Einbauplatzes/ Abnahme/ Verplombung erstmalige Erfassung in der 

Datenverarbeitung des privaten Wasser- oder Abwasserzählers wird eine einmalige 
Bearbeitungsgebühr von 70,00 EUR erhoben. 

 
(2) Für die Ablesung/ Entfernung der Verplombung/ erneuter Verplombung/ Erfassung in der 

Datenverarbeitung bei Wechsel eines Wasser- oder Abwasserzählers wird eine einmalige 
Bearbeitungsgebühr von 50,00 EUR 70,00 EUR erhoben. 

 
(3) Für jedes Ablesen bzw. Erfassen der Ablesung eines privaten Wasser- oder Abwasserzählers ist eine 

Verwaltungsgebühr von 5,00 30,00 EUR zu zahlen. 
 
(4) Für jede gewünschte Zwischenablesung bzw. Erfassung der Ablesung einer gemeindlichen oder 

privaten Messeinrichtung hat der Antragsteller eine Verwaltungsgebühr von 5,00 30,00 EUR zu 
entrichten. 

 
 
§ 30 Entstehen und Fälligkeit der Gebühren, öffentliche Last 
(1) Die Gebühr für das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und Schmutzwasser (laufende 

Benutzungsgebühr) entsteht jährlich; sie ist einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
fällig. 

 
(2) Die Gebühr für das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinkläranlagen und Abwasser aus 

Gruben entsteht mit dem Abholen, die Verwaltungsgebühr entsteht mit der jeweiligen Amtshandlung; 
sie sind einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig. 

 
(3) Die grundstücksbezogenen Benutzungsgebühren nach § 24, 26, 28, 29 ruhen als öffentliche Last auf 

dem Grundstück. 
 
 
§ 31 Beauftragung Dritter bei der Gebührenerhebung 
Die Ermittlung von Berechnungsgrundlagen, die Gebührenberechnung, die Ausfertigung und Versendung 
von Gebührenbescheiden sowie die Entgegennahme der zu entrichtenden Gebühren werden von der 
beauftragten Rheingauwasser GmbH wahrgenommen. 
 
 
§ 32 Vorauszahlungen 
Die Stadt kann vierteljährlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebühr verlangen; diese orientieren sich 
grundsätzlich an den Bemessungseinheiten (Quadratmeter Niederschlag/Anzahl Kubikmeter Frischwasser) 
des vorangegangenen Abrechnungszeitraums. 
 
 
§ 33 Gebührenpflichtige 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentümer des Grundstücks ist. Der 

Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers gebührenpflichtig. Mehrere 
Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
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(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird der neue 
Eigentümer oder Erbbauberechtigte gebührenpflichtig mit Beginn des Monats, welcher dem 
Eigentumsübergang folgt. 

 
 
 
§ 34 Abwälzung der Kleineinleiterabgabe 
(1) Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe für Kleineinleitungen im Sinne der §§ 

8, 9 Abs. 2 AbwAG und des § 8 HessAbwAG wird auf die Eigentümer der Grundstücke abgewälzt, von 
denen Schmutzwasser direkt in ein Gewässer oder in den Untergrund eingeleitet wird, ohne dass das 
gesamte Schmutzwasser des jeweiligen Grundstücks in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt 
wird, die mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht. 

 
(2) § 30 Abs. 1 gilt entsprechend. 
 
 
IV. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstörungen und Ordnungswidrigkeiten 
§ 35 Allgemeine Mitteilungspflichten 
(1) Änderungen im Grundstückseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen und neuen 

Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten unverzüglich mitzuteilen. 
 
(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Veränderungen an Grundstücksentwässerungsanlagen vornehmen 

lassen will, hat dies der Stadt rechtzeitig anzuzeigen. 
 
(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser vergleichbares Abwasser einleitet, hat 

der Stadt oder den Beauftragten der Stadt alle mit der Abwasserentstehung und -fortleitung 
zusammenhängenden Auskünfte über Art, Menge und Entstehung des Abwassers zu erteilen. Die Stadt 
kann verlangen, dass hierzu ein von ihr vorgegebener Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten 
ist; hierfür können Fristen gesetzt werden. 

 
 
§ 36 Zutrittsrecht 
Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen 
auszuweisen haben, den Zutritt zu den Grundstücksentwässerungsanlagen, Wasserverbrauchsanlagen, 
Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies 
zur Prüfung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser 
Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen, erforderlich ist. 
 
 
§ 37 Haftung bei Entsorgungsstörungen 
Die Stadt haftet für Schäden durch Betriebsstörungen an der Abwasseranlage, sofern bei Schäden an 
Körper und Gesundheit Vorsatz oder Fahrlässigkeit, bei anderen Schäden Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt. 
 
 
§ 38 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
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1. § 4 Abs. 1 ein Grundstück nicht ordnungsgemäß an die Abwasseranlage anschließt; 
2. § 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der Abwasseranlage zuführt; 
3. § 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstücks oder die Zuführung von Abwasser ohne Genehmigung 

vornimmt; 
4. § 5 Abs. 1 Grundstücksentwässerungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden bau- und 

wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses 
herstellt, unterhält und betreibt; 

5. § 6 Abs. 1 Grundstückskläreinrichtungen in den dort genannten Fällen nicht anlegt oder nicht 
ordnungsgemäß betreibt; 

6. § 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundstückskläreinrichtung einleitet; 
7. § 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinkläranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben nicht der Stadt 

überlässt; 
8. § 6 Abs. 4 Grundstückskläreinrichtungen nicht stilllegt, sobald die Abwasseranlage die Behandlung 

des Abwassers sicherstellt; 
9. § 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet werden darf; 
10. § 7 Abs. 2 Abfälle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie Kondensate ohne 

Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt; 
11. § 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage anschließt oder Kühlwasser 

einleitet; 
12. § 7 Abs. 4 Anlagen zum Zurückhalten von im Abwasser enthaltenen unzulässigen Stoffen nicht 

einbaut oder nicht ordnungsgemäß betreibt; 
13. § 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet; 
14. § 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdünnt; 
15. § 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgemäß führt; 
16. § 8 Abs. 8 nicht häusliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs. 1 und 3 festgelegten 

Einleitungsgrenzwert überschreitet; 
17. § 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerät oder selbstaufzeichnendes Messgerät 

nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in betriebsbereitem Zustand hält oder den 
Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht 
jederzeit ermöglicht; 

18. § 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend nachkommt; 
19. § 35 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt; 
20. § 35 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskünfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig, 

nicht in der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt; 
21. § 36 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser Bestimmung 

genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert. 
22. §27 Abs. 7 die geeichte Messeinrichtung für Gartenwasser zum Befüllen von Schwimmbädern 

oder Pools nutzt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5 bis 10.000 EUR geahndet werden. Die 

Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, 
übersteigen. Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß hierzu nicht aus, kann es überschritten werden. 

 
(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung; zuständige 

Verwaltungsbehörde ist der Stadtvorstand. 
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Anzupassen mit korrektem Datum! 
 
§ 41 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.07.2022 in Kraft. 
 
Diese Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
Oestrich-Winkel, 12.07.2022 
 
Der Magistrat 
 
Björn Sommer 
Erster Stadtrat 
 
 
Diese Satzung wurde gem. § 8 Abs. 1 der Hauptsatzung im Wiesbadener Kurier, Rheingau Ausgabe, Nr. 167 vom 21.07.2022, 78. 
Jahrgang, öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oestrich-Winkel, 22.07.2022 
 
Der Magistrat 
 
Björn Sommer 
Erster Stadtrat 
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1. Auftrag
Die Betriebsleitung des 

Eigenbetriebs Stadtwerke Oestrich-Winkel 

beauftragte uns, die kostendeckenden Abwassergebühren nach § 10 des Gesetzes über 

kommunale Abgaben (KAG) für die Wirtschaftsjahre 2024 und 2025, getrennt nach einer 

Gebühr für die Schmutzwassereinleitung und einer Gebühr für die Niederschlagswasser-

einleitung, zu kalkulieren. 

Unserem Auftrag liegen die als Anlage III beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen 

für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 

1. Januar 2017 zu Grunde. Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach § 323

Absatz 2 HGB. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Absatz 2 und Nr. 9 der Allgemeinen

Auftragsbedingungen maßgebend.
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2. Gegenstand, Art und Umfang des Auftrags 
Gegenstand des Auftrags ist die Kalkulation von Benutzergebühren für die Leistungen des 

Betriebszweigs Abwasserentsorgung, getrennt nach Schmutz- und Niederschlagswasser-

einleitung.  

Nach § 10 Absatz 1 KAG sind die Gebührensätze in der Regel so zu bemessen, dass die 

Kosten der Einrichtung gedeckt werden. Zu den zu deckenden Kosten zählen nach § 10 

Absatz 2 KAG die Aufwendungen für die laufende Verwaltung und Unterhaltung, Entgelte 

für die in Anspruch genommenen Fremdleistungen, angemessene Abschreibungen sowie 

eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals. Bei der Kalkulation der Gebühr haben 

wir auftragsgemäß eine kalkulatorische Verzinsung des Anlagekapitals berücksichtigt. Die 

Differenz zwischen tatsächlicher und kalkulatorischer Verzinsung soll der Finanzierung 

einer jährlichen Ausschüttung an die Stadt dienen. Die Ausschüttungen erhält die Stadt als 

Verzinsung des zur Verfügung gestellten Eigenkapitals. Von dem Wahlrecht, bei der 

Berechnung der Abschreibungen auf die Wiederbeschaffungszeitwerte abzustellen, wurde 

kein Gebrauch gemacht.  

Die Gebühr ist nach Art und Umfang der Inanspruchnahme der Einrichtung zu bemessen 

(§ 10 Absatz 3 KAG). Dies ist durch die Trennung von Schmutz- und Niederschlagswasser-

einleitung gewährleistet.  

Bei der Berechnung der kalkulatorischen Verzinsung des Anlagekapitals haben wir in 

Abstimmung mit der Betriebsleitung unter Berücksichtigung der Höhe der Fremdkapital-

verzinsung und des aktuellen Zinsniveaus einen Zinssatz von 4,00 % herangezogen.  

Wegen der Trennung in eine Gebühr für die Schmutzwassereinleitung und eine Gebühr für 

die Niederschlagswassereinleitung waren die Kosten zunächst den Kostenstellen „Rohr-

netz“ und „Kläranlagen“ zuzuordnen (vergleiche Anlage I). Die Ermittlung der Aufteilungs-

maßstäbe ist unter Gliederungspunkt 3 erläutert. Im nächsten Schritt war eine Aufteilung 

der Kosten auf die Kostenträger „Schmutzwasser“ und „Niederschlagswasser“ vorzu-

nehmen (Anlage II). Diese sind ebenfalls unter Gliederungspunkt 3 erläutert. 
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Unserer Kalkulation liegen insbesondere folgende Unterlagen zu Grunde: 

— Wirtschaftsplan 2024 

— Jahresabschluss 2022 

— Gutachterliche Stellungnahme der Aquadrat Ingenieure Gesellschaft für Wasser-

wirtschaft und Informationssysteme mbH Griesheim, „Gutachten zur Ermittlung der 

Kostenverteilung auf Schmutz- und Regenwasser für den Abwasserverband 

Mittlerer Rheingau – Erläuterungsbericht für den Abwasserverband Mittlerer Rhein-

gau -“ vom August 2011 

— Gutachterliche Stellungnahme der Sydro Consult Ingenieurgesellschaft für System-

hydrologie Wasserwirtschaft Informationssysteme mbH Darmstadt und Dr.-Ing. 

F. Schmidt-Bregas Ingenieurgesellschaft mbH Wiesbaden, „Abwasserverband 

Oberer Rheingau – Ermittlung eines Aufteilungsschlüssels in einen Schmutz- und 

einen Niederschlagswasseranteil für die Verbandsanlagen des AV Obere Rheingau – 

Erläuterungsbericht“ vom August 2011 

Die Überprüfung der Ansätze des Wirtschaftsplans und der gutachterlichen Stellung-

nahmen war nicht Gegenstand unseres Auftrags.  



Kalkulation Abwassergebühren für die Wirtschaftsjahre 2024-2025 Seite 4 
Eigenbetrieb Stadtwerke Oestrich-Winkel 
 

3. Erläuterungen zu ausgewählten Positionen der Kalkulation 

Die der Gebührenkalkulation zu Grunde liegenden Werte wurden grundsätzlich aus den 

Planzahlen des Wirtschaftsplans 2024 abgeleitet. Um der Kostensteigerung im Jahr 2025 

Rechnung zu tragen, wurden die Personalkosten wegen einer anstehenden Tariferhöhung 

um 10,0 % und die Sachkosten um 3,0 % gegenüber den Planwerten 2024 erhöht und auf 

volle 100 € gerundet. Ansätze bis zu T€ 1,0 sowie der Zins- und Diskontaufwand wurden 

unverändert übernommen. Bei den Verbandsumlagen der beiden Abwasserverbände 

wurden die Umlagen laut Wirtschaftsplan 2024 berücksichtigt und für das Jahr 2025 

hochgerechnet.  

Nachfolgend werden die wesentlichen Positionen der Gebührenkalkulation erläutert, die 

abweichend von der oben erläuterten Vorgehensweise ermittelt wurden. 

Kalkulatorische Verzinsung des Kapitaleinsatzes 

Zur Ermittlung der kalkulatorischen Verzinsung des Kapitaleinsatzes sind Anlagevermögen 

und passivierte Zuschüsse gemäß den Werten des Investitionsplans fortzuschreiben. 

  Anlagevermögen Zuschüsse Differenz 
Restbuchwert 31.12.2021 8.993.750 € 2.422.029 € 6.571.721 € 
Restbuchwert 31.12.2022 9.176.102 € 2.505.302 € 6.670.880 € 
Zugänge 2023 (Plan) 752.000 € 59.181 € 652.000 € 
Abschreibungen und Abgänge 2023 (Plan) 502.007 € 142.554 € 359.453 € 
voraus. Restbuchwert 31.12.2023 9.426.095 € 2.462.748 € 6.963.347 € 
Zugänge 2024 (Plan) 840.000 € 100.000 € 740.000 € 
Abschreibungen und Abgänge 2024 (Plan) 479.630 € 139.313 € 340.317 € 
voraus. Restbuchwert 31.12.2024 9.786.465 € 2.423.435 € 7.363.030 € 
Zugänge 2025 (Plan) 232.000 € 100.000 € 132.000 € 
Abschreibungen und Abgänge 2025 (Plan) 512.473 € 142.343 € 370.130 € 
voraus. Restbuchwert 31.12.2025 9.505.992 € 2.381.092 € 7.124.900 € 
 

Aus dem arithmetischen Mittel der bereinigten Restbuchwerte zum 31. Dezember 2023 

und 31. Dezember 2024 errechnet sich das nicht durch Zuschüsse finanzierte 

Anlagekapital in Höhe von 7.163.189 €. Bei einer Verzinsung mit 4,00 % ergeben sich 

kalkulatorische Zinsen in Höhe von rund 286.500 €. 

Im Wirtschaftsplan 2024 wurden tatsächliche Zinsaufwendungen veranschlagt. Die 

Differenz zwischen kalkulatorischer und tatsächlicher Verzinsung entspricht der Verzinsung 

des von der Stadt zur Verfügung gestellten Eigenkapitals.  
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Wir empfehlen, die Differenz zwischen tatsächlicher und kalkulatorischer Verzinsung 

jährlich durch eine Nachkalkulation festzustellen. Die Eigenkapitalverzinsung stellt nach 

dem KAG zu berücksichtigende Kosten dar, ist handelsrechtlich jedoch kein Aufwand. In 

Höhe der Eigenkapitalverzinsung können daher wie bisher Rücklagen zur Erhöhung des 

Eigenfinanzierungsspielraums des Eigenbetriebs gebildet oder aber Ausschüttungen an die 

Stadt vorgenommen werden. 

Berücksichtigung der Gebührenüberdeckungen aus Vorperioden  

Nach § 10 Absatz 2 KAG sind am Ende eines Kalkulationszeitraum bestehende 

Kostenüber- oder -unterdeckungen innerhalb der folgenden fünf Jahre auszugleichen. Für 

die Jahre 2019 bis 2022 wurde diese durch eine Nachkalkulation ermittelt und den 

Rückstellungen zugeführt. 

Es ergibt sich zum 31. Dezember 2022 folgender Stand: 

 

KAG Über-/ 
Unterdeckung 

davon 
Schmutz- 
wasser 

davon 
Niederschlags-

wasser 
Überdeckung 2018 (Ausgleich bis 2023) 275.778,64 € 185.501,48 € 90.277,16 € 
Überdeckung 2019 (Ausgleich bis 2024) 119.822,64 € 67.863,49 € 51.959,15 € 
Überdeckung 2020 (Ausgleich bis 2025) 146.000,59 € 100.245,39 € 45.755,20 € 
Überdeckung 2021 (Ausgleich bis 2026) 40.065,89 € 8.259,08 € 31.806,81 € 
Überdeckung 2022 (Ausgleich bis 2027) 187.527,18 € 62.847,14 € 124.680,04 € 
Stand zum 31.12.2022 769.194,94€ € 424.716,58 € 344.478,36 € 
 

Um einen planmäßigen Abbau der im Kalkulationszeitraum fälligen Überdeckungen zu 

erreichen sowie mittelfristig eine Gebührenstabilität zu gewährleisten, wurden die 

Überdeckungen der Jahre bis 2018 bereits in der Kalkulation für die Jahre 2022 und 2023 

berücksichtigt. Die Überdeckungen der Jahre 2019 bis 2022 werden in dieser Kalkulation 

berücksichtigt. Die Bemessungsgrundlage ist daher im Kalkulationszeitraum um jährlich 

246.708,17 € (Schmutzwasser 119.607,56 €, Niederschlagswasser 127.100,61 €) zu 

kürzen. In dieser Höhe ist eine Gebührenunterdeckung zu kalkulieren, um die in den 

Vorjahren zu viel erhobenen Gebühren an die Gebührenzahler zurückzuführen.  

Bei der für den Kalkulationszeitraum angenommenen Mengen und Flächen wirkt sich der 

Abbau des Gewinnvortrags in Höhe von 0,23 € je Kubikmeter Schmutzwasser bzw. 0,08 € 

je Quadratmeter versiegelte Fläche mindernd auf die von uns berechneten Gebühren aus 

(Anlage II).  
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In dieser Höhe ist nach Abbau der Rückstellungen bei sonst gleichen Kosten und gleichen 

Mengen von einer Gebührenerhöhung auszugehen. 

Aufteilungsmaßstäbe für die Kostenstellen „Rohrnetz“ und „Kläranlage“ 

Die Aufteilung der Planansätze auf die Kostenstellen „Rohrnetz“ und „Kläranlage“ ist aus 

Anlage I ersichtlich.  

Da die Stadtwerke über keine eigene Kläranlage verfügen, betreffen die Kosten mit 

Ausnahme der Verbandsumlagen in der Regel die Kostenstelle Rohrnetz. Die Kosten der 

Abrechnung und Veranlagung (Sachkonto 4804) wurden je zur Hälfte beiden Kostenstellen 

zugeordnet.  

Die Aufteilungsmaßstäbe der Verbandsumlagen wurden aus den vorgenannten Gutachten 

zur Ermittlung der Aufteilungsmaßstäbe übernommen.  

Aufteilungsmaßstäbe für die Kostenträger „Schmutzwasser“ und „Niederschlags-

wasser“ 

Die ermittelten Kosten für die Bereiche „Rohrnetz“ und „Kläranlage“ sind im nächsten 

Schritt auf die Kostenträger „Schmutzwasser“ und „Niederschlagswasser“ zu verteilen, um 

die durch Abwassergebühren zu deckenden Kosten zu erhalten.  

Die Aufteilungsmaßstäbe für die Abwasserverbände wurden im Zuge der Einführung der 

getrennten Abwassergebühr durch zwei im August 2011 erstellte Gutachten getrennt für 

die Bereiche „Rohrnetz“ und „Kläranlagen“ ermittelt. Zu Einzelheiten verweisen wir auf die 

vorgenannten Gutachten. Die Aufteilungsmaßstäbe für das Kanalnetz der Stadtwerke 

wurden aus der Gebührenkalkulation 2013 übernommen. Das dort genannte ingenieur-

technische Gutachten lag uns nicht vor. 
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Es ergeben sich danach folgende Aufteilungsmaßstäbe: 

 Anteil Schmutzwasser Anteil Niederschlagswasser 

Rohrnetz   

Investitionskosten 42,8 % 57,2 % 

Betriebskosten 65,6 % 34,4 % 

AVOR Betriebskosten 69,7 % 30,3 % 

AVOR Kapitalkosten 40,5 % 59,5 % 

Kläranlage   

Betriebskosten 98,0 % 2,0 % 

AVMR 76,7 % 23,3 % 

AVOR Betriebskosten  98,0 %  2,0 % 

AVOR Kapitalkosten 90,0 % 10,0 % 

Bei Anwendung der Aufteilungsmaßstäbe auf die im ersten Schritt ermittelten Kosten 

ergeben sich für den Kostenträger „Schmutzwasser“ Kosten in Höhe von 1.657.342,21 € 

(64,1 %) und für den Kostenträger „Niederschlagswasser“ Kosten in Höhe von 

928.989,79 € (35,9 %) (vergleiche Anlage II). 
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4. Berechnung der kostendeckenden Gebühren  

Die nicht aus Gebühren erwirtschafteten Erträge wurden den Kostenträgern im Verhältnis 

der entsprechenden Kosten zugeordnet (vergleiche Anlage II). Nach Verrechnung dieser 

Erträge ergibt sich der durch Gebühren zu deckende Aufwand wie folgt: 

— Schmutzwasser:  1.510.029,37 € 

— Niederschlagswasser: 812.872,63€ 

Die durch Nachkalkulation errechneten Gebührenüberdeckungen aus Vorjahren wurden 

den Kostenträger ebenfalls zugeordnet. Unter Berücksichtigung der Überdeckungen ergibt 

sich folgender durch Gebühren zu deckender Aufwand: 

— Schmutzwasser:  1.390.421,81 € 

— Niederschlagswasser: 685.772,02 € 

Auf Basis dieser Beträge sind mit Hilfe der Gebührenmaßstäbe Gebühren zu ermitteln, um 

eine volle Kostendeckung zu erreichen.  

Maßstab für die Schmutzwassergebühr ist die voraussichtlich anfallende Schmutzwasser-

menge, die sich aus dem Frischwasserverbrauch ableitet. Es wurde laut 

Wirtschaftsplan 2024 eine Abrechnungsmenge des Schmutzwassers in Höhe von 

510.000 m³ angesetzt.  

Für die Niederschlagswassergebühr stellt die versiegelte Fläche den Gebührenmaßstab 

dar. Auf Grundlage des Wirtschaftsplans 2024 ergibt sich als Maßstab für die 

Niederschlagswassergebühr eine versiegelte Fläche von 1.527.000 m².
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Die kostendeckenden Benutzergebühren für den Kalkulationszeitraum berechnen sich 

unter Berücksichtigung der Überdeckungen wie folgt: 

Schmutzwassergebühr =  1.390.421,81 € . 
510.000 m³ = 2,73 €/m³ 

Niederschlagswassergebühr =    685.772,02 €   . 
1.527.000 m² = 0,45 €/m² 

Die Gebühren sind durch den Abbau der Gebührenüberdeckungen aus Vorperioden 

begünstigt. Dieser Effekt wird entfallen, wenn die Vorträge abgebaut sind. Dies wird 

voraussichtlich ab 2026 der Fall sein. Wie aus der Gebührenberechnung ohne 

Berücksichtigung des Gewinnvortrags deutlich wird, ist danach auf Grundlage der 

aktuellen Kosten- und Mengen- bzw. Flächenstruktur mit einer Anhebung der Gebühren 

um 0,23 € je Kubikmeter Schmutzwasser bzw. 0,08 € je Quadratmeter versiegelter Fläche 

zu rechnen. Alternativ sollte zum Ausgleich zukünftiger Unterdeckungen die Einführung 

einer Grundgebühr erwogen werden.  
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5. Ergebnis und Empfehlung 
Die Kalkulation kostendeckender Abwassergebühren für die Wirtschaftsjahre 2024 und 

2025 führt zu folgenden Ergebnissen (aktuelle Gebühren in Klammern): 

— Schmutzwassergebühr  2,73 €/m³ (2,19 €/m³) 

— Niederschlagswassergebühr 0,45 €/m² (0,45 €/m²) 

Wir empfehlen auf Basis der vorliegenden Gebührenkalkulation, die Schmutz- und 

Niederschlagswassergebühr wie errechnet festzusetzen.  

 

Wiesbaden, 6. September 2023 

 

 

 

 

 

Frank Schwed 
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 



Anlage I

Bezeichnung Planansatz 
2024

Planansatz 
2025

Ansatz GebKalk 
2024-2025

Anteil 
Rohrnetz

Anteil 
Kläranlage Rohrnetz Kläranlagen

Kosten

Personalkosten 232.384,00 255.622,40 244.000,00 100,00% 0,00% 244.000,00 0,00
Steuern, Beiträge, Versicherungen 32,00 32,00 32,00 100,00% 0,00% 32,00 0,00
Verwaltungskosten 32.140,00 35.354,00 33.700,00 100,00% 0,00% 33.700,00 0,00
Kosten Abrechnung und Veranlagung 55.000,00 56.650,00 55.800,00 50,00% 50,00% 27.900,00 27.900,00
Sonstige verschiedene Kosten 56.100,00 57.783,00 56.900,00 100,00% 0,00% 56.900,00 0,00
Abschreibungen 479.630,00 512.473,00 496.100,00 100,00% 0,00% 496.100,00 0,00
Betriebskosten 188.450,00 194.103,50 191.300,00 100,00% 0,00% 191.300,00 0,00
Verbandsumlage AVMR 936.984,00 1.126.000,00 1.031.500,00 0,00% 100,00% 0,00 1.031.500,00
Verbandsumlage AVOR Betriebskosten 109.817,00 113.112,00 111.500,00 64,00% 36,00% 71.360,00 40.140,00
Verbandsumlage AVOR Kapitalkosten 78.188,00 79.752,00 79.000,00 50,13% 49,87% 39.600,00 39.400,00
Zins- und Diskontaufwand 170.881,00 170.881,00 170.900,00 100,00% 0,00% 170.900,00 0,00

Differenz kalk. Verzinsung/tats. Verzinsung 115.600,00 100,0% 0,0% 115.600,00 0,00

Gesamtsumme 2.339.606,00 2.601.762,90 2.586.332,00 56,0% 44,0% 1.447.392,00 1.138.940,00

Aufteilung der Planansätze auf die Bereiche Rohrnetz und Kläranlage



Anlage II

Gesamt

Anteil 
Schmutz-
wasser

Anteil 
Nieder-
schlags-
wasser

Schmutz-
wasser

Niederschlags-
wasser

€ % % € €

Kosten

I. Rohrnetz

Personalkosten 244.000,00 65,6 34,4 160.064,00 83.936,00
Steuern, Beiträge, Versicherungen 32,00 65,6 34,4 20,99 11,01
Verwaltungskosten 33.700,00 65,6 34,4 22.107,20 11.592,80
Kosten Abrechnung und Veranlagung 27.900,00 65,6 34,4 18.302,40 9.597,60
Sonstige verschiedene Kosten 56.900,00 65,6 34,4 37.326,40 19.573,60
Abschreibungen 496.100,00 42,8 57,2 212.330,80 283.769,20
Betriebskosten 191.300,00 65,6 34,4 125.492,80 65.807,20
Verbandsumlage AVOR Betriebskosten 71.360,00 69,7 30,3 49.737,92 21.622,08
Verbandsumlage AVOR Kapitalkosten 39.600,00 40,5 59,5 16.038,00 23.562,00
Zins- und Diskontaufwand 170.900,00 42,8 57,2 73.145,20 97.754,80
Differenz kalk. Verzinsung/tats. Verzinsung 115.600,00 42,8 57,2 49.476,80 66.123,20

Kosten Rohrnetz 1.447.392,00 52,8 47,2 764.042,51 683.349,49

II. Kläranlagen
Kosten Abrechnung und Veranlagung 27.900,00 98,0 2,0 27.342,00 558,00
Verbandsumlage AVMR 1.031.500,00 76,7 23,3 791.160,50 240.339,50
Verbandsumlage AVOR Betriebskosten 40.140,00 98,0 2,0 39.337,20 802,80
Verbandsumlage AVOR Kapitalkosten 39.400,00 90,0 10,0 35.460,00 3.940,00

Kosten Kläranlagen 1.138.940,00 78,4 21,6 893.299,70 245.640,30

Kosten gesamt 2.586.332,00 64,1 35,9 1.657.342,21 928.989,79

Erträge 

Auflösung der Sonderposten aus Ertragszuschüssen 110.800,00 42,8 57,2 47.422,40 63.377,60
sonstige betriebliche Erträge und aktivierte 
Eigenleistungen 151.600,00 65,6 34,4 99.449,60 52.150,40
Zinserträge 1.030,00 42,8 57,2 440,84 589,16

Erträge gesamt 263.430,00 55,9 44,1 147.312,84 116.117,16

durch Gebühren zu deckende Kosten 2.322.902,00 1.510.029,37 812.872,63

Schmutzwassermenge (m³) 510.000
versiegelte Fläche (m²) 1.527.000

kostendeckende Gebühren
Schmutzwassereinleitung (€/m³) 2,96
versiegelte Fläche (€/m²) 0,53

Berücksichtigung Gebührenüberdeckung

durch Gebühren zu deckende Kosten

Gebührenüberdeckung 2019
verteilt auf 2 Jahre für Kalkulation 119.822,64

Schmutzwasser 33.931,75
Niederschlagswasser 25.979,58

Gebührenüberdeckung 2020
verteilt auf 2 Jahre für Kalkulation 146.000,59

Schmutzwasser 50.122,70
Niederschlagswasser 22.877,60

Gebührenüberdeckung 2021
verteilt auf 2 Jahre für Kalkulation 40.065,89

Schmutzwasser 4.129,54
Niederschlagswasser 15.903,41

Gebührenüberdeckung 2022
verteilt auf 2 Jahre für Kalkulation 187.527,18

Schmutzwasser 31.423,57
Niederschlagswasser 62.340,02

durch Gebühren zu deckende Kosten 2.076.193,83 1.390.421,81 685.772,02

kostendeckende Gebühren
Schmutzwassereinleitung (€/m³) 2,73
versiegelte Fläche (€/m²) 0,45

Aufteilung der Ansätze nach Schmutz- und Niederschlagswassereinleitung und 
Ermittlung einer kostendeckenden Gebühr nach KAG für die Jahre 2024 und 2025



Allgemeine Auftragsbedingungen

W W

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1)
Nachstehenden zusammenfas-

send 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-

oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) t-

ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
auch diesen Dritten 

2.

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
s-

h-
rung. Der Wirt s-

Personen zu bedienen.

(2) bedarf s-

(3) ndert sich die Sach- 

ebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1)
n Informa-

hafts-
benennen. 

(2) A n-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 

u-

4. S

(1) der 
Mitarbeiter ilt 

r-
eigene Rech-

(2) Sollte s-
, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-

nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-

tnissen 

5. Berichters

Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 

nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich

Auftrags sind stets unverbindlich.

(1) (Arbeits-
sei es im Entwurf oder in 

s-
m-

es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information 
Anordnung verpflichtet.

(2)
e-

ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber 

7. M

(1)
e-
l-

Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wege h-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 

r. 9.

(2)

eines Jahres ab dem gesetzlichen Verj

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und

t-

Ergebnisse inf
len ist der Auftragge-

. 

8.

(1)

bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet.

(2)
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten.

9. Haftung

(1) e-
f-

des
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungs Anwendung findet
noch eine einzel

h-

a-
densfall gem

(3) Einreden und mit dem Auf-
traggeber st

(4)
r-
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne t-

aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 

Anspruch genommen werden. D n-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht

h-
ren sind, 
Gesundheit sowie bei 

nd zu 

10

(1)

e-
t-

(2)

en.

(3)
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11

(1) i-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 

n-

den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen

Fall hat der Auftragge-

Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 

steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
i-

ten:

a)

rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-

und Nachweise

b)

c) Verhandlu

d)

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

(4) die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. e-
ren.

(5) und die Steuerbera-
,

vereinbart werden.

(6) r-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) m-
wandlungen -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und

dergleichen und

d) llung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7)

b alle 
e-
r-

12. Elektronische Kommunikation

Die 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-

-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
in Textform informieren.

(1) - oder Honorarforderung 

n-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-

Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
nersatz nur 

14. Streitschlichtungen

reitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

n-
spr
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Fraktion SPD / B90/GRÜNE 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-229/2023 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Carsten Sinß / Ingrid Reichbauer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 28.11.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 30.11.2023 

Stadtverordnetenversammlung 11.12.2023 
 

 
Antrag SPD u. B90/GRüNE: Bürgerentscheid über die Errichtung von Windkraftanlagen in Oestrich-Winkel 
 

 
 
Antragstext 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 8 b Abs.1 Satz 2 HGO die Durchführung eines 
Bürgerentscheids über die mögliche Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen im Gebiet der Stadt 
Oestrich-Winkel (Vertreterbegehren). 

2. Auffassung, Stellungnahme der Gemeindeorgane gemäß § 8 b Abs. 5 HGO:  
Die Frage, ob auf dem vom Teilplan Erneuerbare Energien ausgewiesenen Windvorrangflächen in Oestrich-
Winkel die Errichtung und der Betrieb von Windkraftanlagen angestrebt werden soll, wird politisch und 
gesellschaftlich seit vielen Jahren diskutiert. Die Stadtverordnetenversammlung ist der Auffassung, diese 
Frage mit dem Instrument des Bürgerentscheids zu beantworten.  

Der Bürgerentscheid entfaltet rechtliche Bindung, sofern das Quorum von 25% der Stimmberechtigten 
erreicht wurde. 
3. Der Fragestellung des Bürgerbegehrens lautet:   
Sind Sie dafür, dass Windkraftanlagen innerhalb der ausgewiesenen Vorrangflächen auf den 
gemeindeeigenen Flächen der Gemarkung der Stadt Oestrich-Winkel errichtet und betrieben werden?“  

4. Der Bürgerentscheid wird am Sonntag, den 9. Juni 2024 gemeinsam mit der Europawahl durchgeführt.  

5. Der Magistrat wird beauftragt, für die Organisation und die Durchführung des Bürgerentscheids zu sorgen.  

6. Die Punkte 1 – 4 sind durch den Magistrat öffentlich bekanntzugeben. 
 
 
Begründung 
Über die Frage, ob auf den durch Landesrecht ausgewiesenen Windvorrangflächen in Oestrich-Winkel die 
Errichtung und der Betrieb von Windkraftanlagen angestrebt werden soll, wird politisch und gesellschaftlich 
seit vielen Jahren diskutiert. Dies betrifft nicht nur Oestrich-Winkel. In Hünstetten und Niedernhausen fanden 
Bürgerentscheide statt. In Eltville wird am 29. Februar 2024 ein Bürgerentscheid stattfinden. Auch in Oestrich-
Winkel soll über diese Frage entschieden werden. Alle Fraktionen im Oestrich-Winkeler Stadtparlament 
möchten den Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit eröffnen über diese wichtige Frage entscheiden zu 
können.   
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Der Bürgerentscheid stellt eine offizielle Wahlhandlung dar. Die Zusammenlegung mit der Europawahl am 9. 
Juni 2024 ist aus Kostengründen und Aufwand für die Verwaltung sinnvoll. Für die Durchführung des 
Vertreterbegehrens werden Haushaltsmittel in den Haushalt 2024 eingestellt. 
 
 
 
Oestrich-Winkel, 20.11.2023 
 
 
Fraktionsvorsitz 
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